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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

Dr. Volker Bonorden
Leiter Personalamt

Editorial

Sie halten den blickpunkt personal zum 
siebten Personalforum 2011 in den Händen. 
Die Personalforen, die alle zwei Jahre statt-
finden, sind damit zu einer Institution in der 
Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) ge-
worden. Seit Anfang an ist das Personalfo-
rum an ein Ort des Begegnens und Treffens 
der „Community“ der Personalerinnen und 
Personaler der hamburgischen Verwaltung.

Seit 2009 ist die Zielgruppe wie in den An-
fangsjahren wieder stärker auf die Perso-
nalleitungen fokussiert. Ein Vorgehen, das 
sich im Wechsel mit den Personalleitungs-
tagungen bewährt hat. Wiederum hatte eine 
Vorbereitungsgruppe aus einigen Personal-
leiterinnen und Personalleitern der Behör-
den und Ämter dem Personalamt Impulse 
für die Themen und Struktur des Forums 
gegeben. 

In der nachfolgenden Ausgabe vom blick-
punkt personal finden Sie Zusammenfas-
sungen der einzelnen Foren. Die Folien 
haben wir im Sharepoint der Personallei-
tungen unter http://fhhportal.stadt.hamburg.
de/websites/0004/ag/personal-leitung/Per-
sonalforum/Forms/AllItems.aspx für Sie ab-
gelegt. 

Das siebte Personalforum wurde eröffnet 
durch einen Vortrag  von Frau  Gabriele Bu-
ruck (Technische Universität Dresden) zum 
Thema „Passen wir eigentlich (noch) zu-
sammen? Arbeitsstrukturelle Ursachen von 
Burnout“ und war damit wieder ein wichtiges  
Thema der Betrieblichen Gesundheitsförde-
rung, was deutlich macht, dass wir am Ende 
des ersten Jahres des Jahresschwerpunkts 

Psychische Gesundheit noch mittendrin 
sind. Das Thema wurde anschließend in 
einem Forum weiter diskutiert. 

Traditionell fanden auch wieder Foren zu 
den aktuellen Entwicklungen im Tarif-, Be-
amten-, Besoldungs- und Versorgungsrecht 
statt. Daneben wurde ein  bunter Strauß ak-
tueller Themen angeboten, aber lesen Sie 
selbst. 

Lassen Sie mich die erste Ausgabe von 
blickpunkt personal des Jahres 2012 zum 
Anlass nehmen, mich als Herausgeber von 
Ihnen zu verabschieden. Nach fast 17-jäh-
riger Leitung des Personalamtes werde ich 
zum Ende Mai 2012 aus Altergründen in 
den Ruhestand versetzt. Ich bedanke mich 
bei allen, die uns von der ersten Ausgabe 
1997 bis heute als Leserinnen und Leser 
sowie aktive Mitgestalterinnen und Mitge-
stalter aus den Behörden und Ämtern - aber 
auch aus anderen Ländern, privaten Unter-
nehmen und Organisationen - die Treue ge-
halten haben. Mein ganz besonderer Dank 
gilt dabei den jeweiligen Redaktionsteams 
im Personalamt für blickpunkt personal, bei 
denen die redaktionelle Federführung für 
bisher 65 Ausgaben lag.

Ich sage tschüß und wünsche den Perso-
nalerinnen und Personalern in der hambur-
gischen Verwaltung insbesondere vor dem 
Hintergrund der schwierigen Haushaltslage 
für ihre zukünftige verantwortliche Arbeit 
weiterhin immmer die notwendige Handbreit 
Wasser unter dem Kiel.

Ihr
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Die Redaktion:
Dieses war das letzte von insgesamt 62 Editorials, mit denen  Dr. Volker Bonorden den 
blickpunkt personal eingeleitet hat. Die erste Ausgabe erschien im Frühjahr 1997 un-
ter dem Titel „Ohne Personal läuft nichts!“. Der blickpunkt sollte ein Forum sein, „das 
die Vielzahl personalrelevanter Themen bündelt und verständlich aufbereitet. „blickpunkt 
personal“ versteht sich als ein wesentlicher Beitrag zur Verbesserung der überbehörd-
lichen Information und Kooperation.“ So steht es im Editorial der ersten Ausgabe. Und 
so könnte es auch noch in dieser Ausgabe stehen! Herr Dr. Bonorden hat nicht nur diese 
Publikation, sondern auch das Personalmanagement der Freien und Hansestadt Ham-
burg in den letzten beiden Dekaden maßgeblich geprägt. Als „Gründer“ des Gesprächs-
forums Personalmanagements, als Verhandlungspartner der Spitzenorganisationen der 
Gewerkschaften und Berufsverbänden bei vielen zentralen Themen wie dem Beurtei-
lungswesen oder der Gleitzeitordnung und und und. 
Wir wünschen ihm alles Gute und vor allem Gesundheit für seinen neuen Lebensab-
schnitt!
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Gabriele Buruck, TU Dresden, ist Expertin für das Thema „psychische Belastungen 
in der Arbeitswelt“. Sie hat in den letzten Jahren am Lehrstuhl für Arbeits- und Orga-
nisationspsychologie an der Technischen Universität Dresden diverse Forschungs-
projekte hierzu durchgeführt und dabei die Praxis nicht aus dem Blick verloren.

7. Personalforum am 3.11.2011

Diese Ausgabe von blickpunkt personal führt 
Sie durch das Siebte Personalforum vom 3. 
November 2011. Den Anfang macht Frau 
Buruck von der TU Dresden mit einem Vor-

trag über die arbeitsstrukturellen Ursachen 
von Burnout. Es folgen dann die Berichte 
aus insgesamt 15 Foren. Wir wünschen Ih-
nen eine anregende Lektüre!

7. Personalforum

Passen wir eigentlich (noch) zusammen? 
Arbeitsstrukturelle Ursachen von Burnout
Der Vortrag wurde zusammengefasst von Elisa Budiman und Janne Klöpper, Personalamt

Geht es um das mittlerweile sehr populäre 
Thema Burnout, steht häufig die Frage im 
Mittelpunkt, welche Menschen besonders 
gefährdet sind, in ihrem Beruf auszubren-
nen und wie sich der Einzelne davor schüt-
zen kann. In ihrem Eröffnungsvortrag zum 
Siebten Personalforum lud die Diplom-Psy-
chologin Gabriele Buruck vom Lehrstuhl für 
Arbeits- und Organisationspsychologie an 
der Technischen Universität Dresden die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu einem 
Wechsel der Perspektive ein. 

Unter dem Titel „Passen wir eigentlich 
(noch) zusammen?“ richtete sie den Blick 
auf die möglichen arbeitsstrukturellen Ursa-
chen eines Burnouts. Nicht eine persönliche 
Schwäche, sondern die fehlende Überein-
stimmung zwischen den Merkmalen einer 
Person und den Merkmalen ihrer Arbeit 
bildet in dieser Betrachtungsweise den Hin-
tergrund für die Entstehung eines Burnouts. 
Die Ursachen für eine emotionale Erschöp-
fung und eine verminderte Leistungsfähig-

keit liegen damit nicht allein bei der betrof-
fenen Personen; es ist aber auch nicht nur 
die Arbeit als solche, die zum Ausbrennen 
führt. Stattdessen geht es um die Frage der 
Passgenauigkeit: Bringt ein Mensch die für 
seine Arbeit notwendigen Kenntnisse und 
Eigenschaften mit und verlangt ihm die Ar-
beit das ab, was er geben kann oder geben 
möchte? Bei der Suche nach den Ursachen 
eines Burnouts rücken damit neben den 
Persönlichkeitsmerkmalen die Arbeitsbedin-
gungen in den Vordergrund. 

Herausforderungen der modernen Ar-
beitswelt
Zu Beginn erläuterte Gabriele Buruck die 
Herausforderungen der modernen Arbeits-
welt, die das direkte Arbeitsumfeld beein-
flussen und unter Umständen zu einer psy-
chischen Überlastung führen können. Dazu 
gehören 

 ● der zunehmende Leistungs- und Wett-
bewerbsdruck (ökonomische Globalisie-
rung),
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 ● die gestiegenen Anforderungen an Fle-
xibilität, Mobilität und Anpassungsfähig-
keit,
 ● die zunehmende Arbeitsplatzunsicher-
heit und das Risiko des Arbeitsplatzver-
lustes sowie
 ● die begrenzte Beschäftigungsfähigkeit 
älterer und leistungseingeschränkter 
Personen und ein beschränktes Arbeits-
platzangebot.

Das Risiko, aufgrund einer psychischen 
Störung arbeitsunfähig zu werden, steige 
mit zunehmendem Alter an. Aber auch bei 
jungen Menschen seien psychische Belas-
tungen und Verhaltensstörungen die Haupt-
ursache von langen Erkrankungszeiten mit 
mehr als 15 Arbeitsunfähigkeitstagen im 
Durchschnitt.

Nur kurz ging die Referentin auf das Phä-
nomen ein, dass sich Symptome, die als 
typisch für ein Burnout gelten, auch bei 
Gruppenprozessen – etwa im Rahmen von 
Projektarbeit – zeigen können. Hier verlau-
fe die Entwicklung nach einem enthusias-
tischen Beginn über nachfolgende Phasen 
wie beispielsweise Überforderung, Schuld-
suche und Hilflosigkeit bis hin zur Erschöpf-
ung, die sich in der Auflösung der Gruppe 
manifestiere. Ursächlich hierfür sei – ebenso 

wie bei Personen – die fehlende Reziprozi-
tät (Gegenseitigkeit) auf der interpersonalen 
Ebene, der Team- und der Organisations-
ebene.

Definition Burnout
Für das Burnout-Syndrom gibt es verschie-
dene Definitionen. Gabriele Buruck erläu-
terte den von ihr favorisierten sozialpsy-
chologischen Ansatz, den die Psychologin 
Christina Maslach Anfang der achtziger Jah-
re formuliert hatte. Demnach sei Burnout ein 
„…Syndrom, das aus emotionaler Erschöp-
fung, Depersonalisierung und verminderter 
subjektiver Leistungsfähigkeit besteht und 
hauptsächlich auf interaktionsspezifische 
chronische Belastungen zurückzuführen 
ist.“

Bezogen auf die Arbeitswelt lohnt sich 
nach Auffassung der Referentin ein Blick 
in die Schweiz. Hier sei das Thema Burn-
out schon vor längerer Zeit in der arbeits-
wissenschaftlichen und gesellschaftlichen 
Diskussion angekommen.  Hilfreich für den 
Umgang mit dem Phänomen und zur dif-
ferenzierteren Betrachtung des Syndroms 
sei eine Definition des Swiss Expert Net-
work on Burnout. Dessen Fachleute hät-
ten Burnout 2010 beschrieben als „…eine 
arbeitsassoziierte Stressreaktion, die zu 
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einem anhaltenden negativen Gefühlszu-
stand bei normalen Individuen führt […]. Es 
ist das Resultat eines nicht Zusammenpas-
sens von Arbeitsplatz und Mitarbeiter in den 
sechs Bereichen: Arbeitsmenge, soziales 
Umfeld, Unterstützung, Werte, Fairness und 
Kontrolle. Besteht ein Ungleichgewicht in 
einem oder mehreren dieser Bereiche, rei-
chen die Ressourcen des Individuums nicht 
mehr, um mit den Bedingungen am Arbeits-
platz richtig umzugehen.“

Risikogrößen von Burnout
Diese Beschreibung zeige den zentralen 
Einfluss der Arbeitswelt auf das Risiko, an 
einem Burnout-Syndrom zu erkranken. Zur 
Veranschaulichung der arbeitsstrukturellen 
Risikogrößen präsentierte die Referentin 
ein Schaubild, das 2004 in Anlehnung an 
die Forschungsergebnisse von Maslach & 
Leiter entstand. Die Grafik zeigt die Zusam-
menhänge der Risikogrößen Spielräume 
bzw. Kontrolle am eigenen Arbeitsplatz, Ar-
beitsmenge und -intensität, Anerkennung, 
Gemeinschaftsgefühl, Gerechtigkeit bzw. 
Fairness und Werte. Wirken diese Risiko-
größen dauerhaft negativ auf eine Person, 
so kann es zu den Faktoren von Burnout 
führen: Erschöpfung, Zynismus und Ineffek-
tivität.

Eine Chance zur Burnout-Prävention sieht 
Gabriele Buruck darin, die Risikogrößen am 
Arbeitsplatz zu erkennen und die Arbeitsbe-
dingungen positiv zu gestalten. Hierzu hat 
sie am Lehrstuhl für Arbeits- und Organisati-
onspsychologie an der Technischen Univer-
sität Dresden ein Lehrmodul entwickelt, das 
in unterschiedlichen Organisationen einge-
setzt werden kann und in verschiedenen 
Pilotstudien erprobt wurde. Das Instrument  
setzt sich aus einer Selbsteinschätzung 

der Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowie  
einer anschließenden Seminarreihe zusam-
men. Die einzelnen Prozessphasen erläu-
terte die Referentin wie folgt:

 ● In einem ersten Schritt werden die Be-
griffe der Risikogrößen besprochen und 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
ordnen sich selbst ein. Auf diese Wei-
se findet eine Gefährdungsanalyse statt 
und das Burnout-Risiko kann ermittelt 
werden.
 ● Im zweiten Seminarmodul werden Kom-
petenzen zur Emotionsregulierung ver-
mittelt, der Konflikt Arbeit und Familie 
sowie das Thema Präsentismus in Be-
zug auf Burnout behandelt. 
 ● Im dritten Teil der Seminarreihe erarbei-
ten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
in Kleingruppen gemeinsam die Risiko-
größen und entwickeln Maßnahmen zur 
Prävention von Burnout in ihrer Organi-
sation.

Erste Erfolge mit dem Instrument konnte die 
TU Dresden zum Beispiel in einem Projekt 
mit den sächsischen Finanzämtern erzielen.

Passen wir eigentlich noch zusammen – die 
Arbeit und ich? Diese Frage muss jede und 
jeder für sich beantworten. Und jeder sollte 
wissen: Wenn meine Stelle und ich nicht 
(mehr) zusammenpassen, kann dies das 
Risiko eines Burnouts erhöhen. Umgekehrt 
gilt: Verstehen wir uns gut, die Arbeit und 
ich, vermindert dies das Risiko arbeitsbe-
dingter psychischer Belastungen. Aus die-
sem Grund hat die Betrachtung psychischer 
Belastungsfaktoren im Rahmen der Gefähr-
dungsbeurteilung einen so hohen Stellen-
wert.
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Forum 1: Vertiefende Diskussion des Eröffnungsvortrages 
Passen wir eigentlich (noch) zusammen? 
Arbeitsstrukturelle Ursachen von Burnout
Die Diskussion wurde moderiert von Janne Klöpper und zusammengefasst von Elisa Budi-
man, Personalamt

7. Personalforum am 3.11.2011

Vertiefende Diskussion des Eröffnungsvortrags mit Gabriele Buruck, TU Dresden und Dr. Michael Peschke, Leiter 
des AMD.

Etwa 40 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
nutzten die Gelegenheit, einzelne Aspekte 
des Vortrages aus dem Eröffnungsvortrag 
vertiefend und mit Bezug auf die Praxis zu 
diskutieren. 

Wie können Vorgesetzte in der Praxis un-
terstützt werden? 
Einleitend wurde die Frage aufgeworfen, 
wie Vorgesetzte unterstützt werden kön-
nen, im Rahmen des betrieblichen Einglie-
derungsmanagements (BEM) Gespräche 
mit Beschäftigten zu führen, die von Burn-
out betroffen sind. Das BEM ist gesetzlich 
vorgeschrieben. Den Vorge-
setzten sowie anderen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern, 
die BEM-Gespräche führen, 
fehlen jedoch häufig die not-
wendigen Kenntnisse und 
Kompetenzen zum richtigen 
Umgang mit den erkrankten 
Beschäftigten.

Frau Buruck verwies in die-
sem Zusammenhang auf die 
Möglichkeit, im Rahmen der 
betrieblichen Weiterbildung 
Kompetenzen in Bezug auf 
BEM-Gespräche zu erwerben.1 

Darüber hinaus sei es grundlegend wichtig, 
den Vorgesetzten zu vermitteln, dass sie 
weder Diagnosen stellen noch Behand-
lungsempfehlungen aussprechen dürften. 
Dies sei allein Aufgabe der entsprechend 
ausgebildeten Ärztinnen und Ärzte.

Führungskräfte und Vorgesetzte müssten 
hingegen unterstützt werden, selbst zu er-
kennen, wo ihre Grenze der Arbeitsbela-
stung läge da sie ein hohes Gefährdungs-
potenzial hätten, selbst auszubrennen. 
Wenn sie jedoch ihre eigenen Grenzen ken-
nen würden, könnten sie auch bewusster 
auf ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
achten und zugehen. Dann könnten sie zum 
Beispiel auch offen zu einer Mitarbeiterin, 
einem Mitarbeiter sagen: „Sie arbeiten sehr 
gut und viel, aber das nächste Projekt ma-
chen Sie nicht mit. Sie gönnen sich nun eine 
Pause und danach geht es weiter.“

An dieser Stelle diskutierten die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer, wo die Grenze 
der Arbeitsbelastung liegt. Es sei schwer 
fest zu machen, wann „Viel viel“ sei und 
wie Arbeit verteilt werden könne, wenn das 
gesamte Team stark belastet sei. Hier sei 
es wichtig, dass Führungskräfte selbst ein 
gutes Gesundheitsempfinden entwickelten, 

1 Das ZAF bietet mehrmals im Jahr das Seminar „Ge-
spräche im Rahmen betrieblicher Wiedereingliede-
rung (BEM) führen“ für Führungskräfte an.

Das vertiefende Forum zum Eröffnungsvortrag stieß auf großes Interesse .
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um ihrer Verantwortung und Fürsorgepflicht 
nachkommen zu können. Führungskräfte 
seien häufig auch fremdbestimmt und hät-
ten eingeschränkte Spielräume in der Auf-
gabenverteilung. Sie müssten jedoch in der 
Lage sein, diese Situation zu reflektieren 
und Lösungen zu entwickeln. Dazu ge-
höre, dass sie – insbesondere im Rahmen 
des BEM – Aufgabenkritik üben und Unter-
stützung in der Organisation fänden, diese 
umzusetzen. Manchmal helfe es, ein worst-
case-Szenario und Lösungen an die nächst-
höhere Ebene zu kommunizie-
ren, um Entscheidungen und 
Unterstützung zu bekommen. 
Diese Form der Führungskultur 
mit Verantwortungsübernahme 
und Aufgabenkritik müsse in vie-
len Bereichen noch entwickelt 
werden.

Warum ist Anerkennung so 
wichtig und wie macht man es 
richtig?
Frau Buruck beschreibt die Not-
wendigkeit der Balance zwischen 
Verausgabung und Belohnung. 
Steige die Verausgabung überproportional 
im Vergleich zur Belohnung an, kippe die 
Balance und die bzw. der Beschäftigte ge-
rate aus dem Gleichgewicht. Als Belohnung 
müssten und sollten nicht nur monetäre 
Werte angesehen werden, sondern aus-
drücklich auch die Anerkennung. Fehlende 
Anerkennung – insbesondere bei hoher Ar-
beitsbelastung – mache auf Dauer krank.

Anerkennungsgespräche sollten deshalb 
vor dem beschriebenen Hintergrund ver-
stärkt geführt werden, um der Gefahr entge-
gen zu wirken, dass die Beschäftigten aus 
der Balance gerieten. Die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer ergänzen, dass hierzu zum 
einen das Mitarbeiter-Vorgesetzten-Ge-
spräche (MAVG) genutzt werden sollte. Da-
rüber hinaus dürfe Anerkennen nicht nur in 
besonderen Situationen und für besondere 
Leistungen ausgedrückt werden, sondern 
solle insbesondere auch im ganz normalen 
Arbeitsalltag stattfinden.

Was motiviert wen?
Um den anerkennenden Erfahrungsaus-
tausch als Instrument anzuwenden, müs-
se zunächst die Frage geklärt werden, wer 
welche Belohnung benötige? Auch hier 
seien wieder die Führungskräfte gefordert. 
Sie müssten individuell auf die einzelnen 
Beschäftigten eingehen, sie müssten ihre 
Beobachtung schärfen, um die persönlichen 
Leistungen der bzw. des Einzelnen wertzu-
schätzen und auf die richtige Weise zu be-
lohnen. Für den einen Mitarbeiter bedeute 

das beispielsweise eine Arbeitsentlastung 
nach einer arbeitsreichen Phase, für eine 
andere Mitarbeiterin hingegen die Übertra-
gung einer neuen Aufgabe mit höherer Ei-
genverantwortung. Hier müssten Führungs-
kräfte Empathie beweisen. Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sollten durch die Führungs-
kräfte in ihren Stärken gefördert und unter-
stützt werden. Im Beurteilungswesen der 
hamburgischen Verwaltung gäbe es dazu 
Ansatzpunkte; diese sollten stärker genutzt 
werden.

Welche Rolle spielen die Führungskräfte 
in der Burnout-Prophylaxe?
In der Diskussion wurde deutlich, dass den 
Führungskräften eine außerordentliche Rol-
le in der Burnout-Prophylaxe zugeschrieben 
wird. 

Herr Dr. Peschke betonte vor diesem Hin-
tergrund noch einmal, dass die Führungs-
kräfte selbst besonders gefährdet seien, 

Dr. Michael Peschke und Gabriele Buruck beantworten Fragen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer.
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eine Burnout-Symptomatik zu entwickeln. 
Aus diesem Grund sei es wichtig, dass die 
Organisation die Führungskräfte bestmög-
lich unterstütze und eine Führungskultur der 
Wertschätzung entwickle, die Vorgesetzten 
Zeit für Führungsaufgaben und Reflexion 
gebe.

Frau Buruck ergänzte, dass entsprechend 
dem von ihr im Eröffnungsvortrag vorge-
stellten Instrument die Gefährdungsanalyse 
der Organisation und auch der individuellen 
Arbeitsbereiche Grundlage für eine umfas-
sende Burnout-Prophylaxe sein müsse. An-
schließend sollten die Arbeitsbedingungen 
so gestaltet werden, dass die im Eröff-
nungsvortrag vorgestellten Risikogrößen 
bestmöglich vermieden bzw. ins Positive 
umgekehrt würden:

 ●Spielräume ermöglichen
 ●Arbeitsmenge und -intensität verringern
 ●Anerkennung gewährleisten
 ●Gemeinschaftsgefühl stärken
 ●Gerechtigkeit und
 ●Werte leben.

Nach dem Burnout zurück am Arbeits-
platz – was gibt es zu beachten? 
Zum Abschluss der Diskussion richtete sich 
der Blick der Forumsteilnehmerinnen und 
-teilnehmer auf den Umgang mit Beschäf-
tigten, die nach einem Burnout an den Ar-

beitsplatz zurückkehren. Frau Buruck führte 
hierzu aus, dass insbesondere in diesen 
Fällen eine Gefährdungsanalyse des Ar-
beitsplatzes stattfinden müsse. Der oder 
die Beschäftigte könne und dürfe nicht un-
ter denselben Bedingungen weiterarbeiten 
wie vor dem Burnout. Auf der anderen Seite 
dürfe es natürlich auch nicht  zu einer Un-
terforderung kommen. Denn die betroffene 
Person sei weiterhin eine hochqualifizierte 
Arbeitskraft, die durch die Überwindung der 
Burnout-Symptomatik sogar eine Bereiche-
rung für das Team sein könne. Die Organi-
sation bzw. das Team müsse jedoch bereit 
sein, Veränderungen anzunehmen und aus 
den Erfahrungen der bzw. des Betroffenen 
zu lernen.

In der Diskussion kam auch zur Sprache, 
dass eine Rückkehr an denselben Arbeits-
platz wie vor dem Burnout Risiken berge, 
zum Beispiel die Stigmatisierung der bzw. 
des Betroffenen. Hier biete insbesondere 
die Verwaltung auf Grund ihrer Größe die 
Möglichkeit eines Arbeitsplatzwechsels. Ein 
Wechsel bedeute jedoch auch Stress, so 
dass nicht verallgemeinernd festgehalten 
werden könne, dass Betroffene nach einem 
Burnout unbedingt den Arbeitsplatz wech-
seln sollten. Die Beschäftigten sollten ge-
meinsam mit der Personalentwicklung und 
den Vorgesetzten die für sich beste Lösung 
entwickeln und dann bei der Umsetzung un-
terstützt werden.
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André Kuhring, Personalamt, Referatsleitung Dienst- und Tarifrecht P12

Forum 2: Was gibt es Neues? – Aktuelles Tarifrecht und 
Richtlinien für Abfindungen

Tarifrecht – ein trockenes Thema? Die vie-
len Teilnehmerinnen und Teilnehmer dieses 
Forums wussten es besser. Sie ließen sich 
von Herrn Kuhring einmal quer durch das 
Tarifrecht und damit einmal quer durch fast 
alle Lagen eines Arbeitslebens mitnehmen. 
Locker und in sehr kompetenter Weise prä-
sentierte er rechtliche Fragestellungen und 
Entscheidungen auf EU- und Bundesebene. 
Da die Personalverantwortlichen in den Be-
hörden und Ämtern diese Entscheidungen 
umsetzen müssen, wurden die Informati-
onen aus „erster Hand“ mit Spannung auf-
genommen und die Gelegenheit zum Nach-
fragen genutzt.
  
Nachfolgend finden Sie die wichtigsten In-
formationen: 

Entscheidungen des Europäischen Ge-
richtshofes (EuGH)

 ► Gleichgeschlechtliche Partnerschaf-
ten

In 2011 forderte der EuGH medienwirk-
sam auf, die Gleichstellung von gleichge-
schlechtlichen Partnerschaften umzuset-
zen. Die Freie und Hansestadt Hamburg 
(FHH) behandelt allerdings schon seit 2007 
gleichgeschlechtliche Partnerschaften im 
Dienstrecht, besonders im Zusatzversor-
gungsrecht, wie Ehepaare. Insofern hat 
die Entscheidung keine Auswirkungen auf 
die personalrechtliche Praxis innerhalb der 
hamburgischen Verwaltung.

 ► Lebensaltersstufen, Überleitung und 
Europarecht

Mit dem Systemwechsel von der Entgeltbe-
rechnung nach dem Bundesangestelltenta-
rif (BAT) zur Entgeltberechnung im neuen 
Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst der 
Länder (TV-L) wurde auch die Praxis der 
Lebensaltersstufen abgelöst und durch  Er-
fahrungs- und Entwicklungsstufen ersetzt. 
Das System Lebensaltersstufen des BAT 
entsprach nicht dem  Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG). Das neue System 
mit den Erfahrungs- und Entwicklungsstufen  
hingegen gilt als AGG-konform. Der EuGH 
hat entschieden, dass die Überleitungsre-
gelungen und das Entgeltsystem des TV-L 
nicht im Widerspruch zu Art. 2 und 6 Abs. 1  
der Richtlinie 2000/78/EG sowie Art. 28 der 
Charta der Grundrechte der EU stehen. 
In diesem Fall wurde das alte System für 
rechtswidrig  erklärt, weil es Beschäftigte  nur 
aufgrund des Alters, aber ohne Leistungs-
zusammenhang privilegiert und jüngere Be-
schäftigte mit Erfahrung diskriminiert. Aus 
einem Wechsel von einem rechtswidrigen 
System in ein rechtskonformes System lässt 
sich jedoch nach Überzeugung des erken-
nenden Gerichtshofes nicht der Anspruch 
auf absolute Gleichbehandlung ableiten.  
Insbesondere führt dies bei rechtzeitiger 
Einführung, wie in Hamburg geschehen, 
nicht zu einer fiktiven Überleitung aller zum 
Stichtag Beschäftigten mit der tabellenmä-
ßig höchstmöglichen Lebensaltersstufe in 
das neue System des TV-L. Vielmehr kann 
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es bei einem von den Tarifparteien als recht-
lich notwendig erkannten Systemwechsel 
bei der Entgeltberechnung zu Ungerechtig-
keiten zwischen personellem „Altbestand“, 
lebensjüngeren bereits vorhandenen Be-
schäftigten und neu hinzukommenden Be-
schäftigten kommen. Wesentlich ist, dass 
nach einer Überleitung künftig für alle die 
rechtskonformen Maßstäbe gelten. Der Be-
schluss des EuGH wird vom Personalamt 
und den Personalverantwortlichen auch im 
Besoldungsrecht als hilfreich begrüßt, weil 
als Alternative sonst nur ein komplett neues 
Verfahren zur Einstufung in Frage gekom-
men wäre.  

Entscheidungen des Bundesarbeitsge-
richtes (BAG)

 ► Tarifliche Urlaubsansprüche und 
Krankheit 

Urlaub ist die bezahlte Freistellung von der 
Arbeit, in der Arbeitnehmer ihre Arbeitskraft 
wiederherstellen und erhalten sollen. Ge-
setzlich geregelt ist der (Mindest-)Urlaub 
im Bundesurlaubsgesetz (BUrlG). Darüber 
hinaus gibt es tarifliche Urlaubsregelungen, 
die zum Beispiel zu mehr Urlaub führen. 
Nach dem Urlaubsgesetz schließen sich Ur-
laub und Krankheit aus: Wer krank ist, kann 
trotz seines Anspruchs keinen Urlaub genie-
ßen. Es stellt sich die Frage, was mit dem 
Urlaubsanspruch bei Krankheit passiert. 
Der aufgrund von Krankheit nicht genom-
mene Urlaubsanspruch nach dem BUrlG 
verfällt nach der bis zu dem Personalfo-
rum geltenden Rechtsprechung des EuGH 
nicht. Was ist jedoch mit dem tariflichen Ur-
laubsanspruch? Hier beschäftigt die Frage, 
ob es dazu ein eigenes „Urlaubsregime“ ge-
ben darf und ob es zum Beispiel Kürzungen 
zulassen kann. Die Rechtsprechung der 
Landesarbeitsgerichte (LAG) fällt dazu aus-
einander, ob Tarifverträge des öffentlichen 
Dienstes dieses „eigene Urlaubsregime“ 
zum tariflichen Mehrurlaub enthalten.  Das 
Personalamt strebt deshalb wie andere öf-
fentliche Arbeitgeber eine auf den TV-L be-
zogene BAG-Entscheidung an, die dann 
höchstrichterliche Klarheit schaffen wird. 

(Anm.: Durch die Entscheidung des BAG 
vom 20. März 2012 hat das Thema Urlaub 
eine neue Relevanz erhalten.) 
Das BAG hat bereits in ähnlich gelagerten 
Fällen entschieden: 

 ●Auch gesetzliche Urlaubsabgeltungsan-
sprüche unterliegen der tariflichen Aus-
schlussfrist  (Urteil vom 9. August 2011, 
Information des Personalamtes vom 26. 
August 2011). Das heißt, auch Ansprü-
che aus der gesetzlichen Regelung sind 
vor dem Verfall geschützt, wenn sie in-
nerhalb einer Ausschlussfrist geltend 
gemacht worden sind. 
 ●Mit dem Tod des Arbeitnehmers erlischt 
der Urlaubsanspruch; dieser ist deshalb 
nicht abzugelten und nicht vererbbar 
(Urteil vom 20. September 2011). Der 
Arbeitnehmer hat durch seine Arbeit den 
Anspruch auf Urlaub erworben. Im Sinn 
der oben genannten Definition steht bei 
dem Urlaub die Erholung im Vorder-
grund, die nur der Arbeitnehmer persön-
lich wahrnehmen kann. Folgerichtig er-
lischt im Todesfall der Anspruch und es 
entsteht auch kein monetärer Anspruch 
für die Erben. 

 ► Strukturausgleich nach dem Tarif-
vertrag für den Öffentlichen Dienst 
(TVöD) und TV-L bei Herabgruppie-
rung

Der Strukturausgleich beschäftigt sich mit 
fiktiven Vergütungserwartungen. Sie ent-
standen, wenn Beschäftigte bei der Über-
leitung noch zu erwartende Vergütungen 
aus dem alten Entgeltsystem des BAT in 
das neue des TV-L nicht mehr realisieren 
konnten. Dieser Anspruch wird strukturell 
ausgeglichen, das heißt Beschäftigte er-
halten zu ihrem monatlichen Entgelt einen 
Ausgleichsbetrag. Jede Art der Verände-
rung des Beschäftigungsverhältnisses, zum 
Beispiel Versetzung auf eine höhergrup-
pierte Stelle, führt zum Verlust des Struk-
turausgleiches. Zu klären ist die Frage, ob 
bei einer späteren Herabgruppierung dieser 
Anspruch ebenfalls verloren geht. Das BAG 
hatte für den Bereich des Bundes entschie-
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den,  dass sie nicht zum Verlust führt, da der 
Beschäftigte in aller Regel selber nicht ak-
tiv die Herabgruppierung betreibt und somit 
Vertrauensschutz hier Priorität haben soll. 
Die Tarifgemeinschaft der Länder teilt die-
se Auffassung nicht. Sie beziehen sich auf 
die originäre Eingruppierung und Tarifauto-
matik. Diese Regelungen und der Überlei-
tungstarifvertrag widersprechen schon vom 
Sinn her einer Verewigung des Struktur-
ausgleichs ohne Berücksichtigung künftiger 
Entwicklungen und Veränderungen.  

 ► Befristete Arbeitsverträge – Wartezeit 
für unschädliche Berufung auf sach-
grundlose Befristung 

Beschäftigte können gemäß § 30 Abs. 1 
TV-L in Verbindung mit § 14 Teilzeit- und Be-
fristungsgesetz (TzBfG) mit befristeten Ar-
beitsverträgen eingestellt werden.  Bei der 
ersten Einstellung bedarf es für die Befris-
tung bis zu zwei Jahren keiner sachlichen 
Begründung. Das gilt jedoch nicht, wenn mit 
demselben Arbeitgeber bereits zuvor ein be-
fristetes oder unbefristetes Arbeitsverhältnis 
bestand. Fraglich war, wie lang ein früheres 
Arbeitsverhältnis mit welchen Auswirkungen 
zurückliegen kann. Das BAG hat entschie-
den (6. April 2011, 7 AZR 716/09), wenn das 
Ende des vorangegangenen Arbeitsverhält-
nisses mit demselben Arbeitgeber mehr als 
drei Jahre zurückliegt, ist die nächste Ein-
stellung wie eine Ersteinstellung zu behan-
deln. Es erfordert also keine Sachgründe für 
die Befristung.  

 ► Tarifpluralität 
Das Bundesarbeitsgericht hat sich mit der 
Frage zu dem Verhältnis von Tarifeinheit 
und Tarifpluralität beschäftigen müssen und 
entschieden, dass Tarifpluralität möglich ist. 
Die Gewerkschaften und die Arbeitgeber 
streiten innerhalb der Verbände, ob dies 
auch sinnvoll ist. Die Bundesregierung plant 
eine Regulierung, wogegen es aber bereits 
verfassungsrechtliche Bedenken gibt. 

Grundsätzlich werden Beschäftigte auf 
der tariflichen Basis bezahlt, die die Ta-
rifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) 

mit den Gewerkschaften geschlossen hat. 
Allerdings hat die TdL mit verschiedenen 
Gewerkschaften unterschiedliche Mantel-
tarifverträge, aber auch Entgelttarifverträge 
geschlossen. Zu nennen sind hier der TV-L, 
der mit ver.di, dem dbb und der GEW ab-
geschlossen wurde, und der Tarifvertrag für 
Ärzte im Marburger Bund, der mit dieser 

gewerkschaftlichen Standesvertretung ab-
geschlossen wurde. Beschäftigte, die in den 
Geltungsbereich mehrerer Tarifverträge fal-
len, müssen daher dem Arbeitgeber Ihre Ge-
werkschaftszugehörigkeit offenbaren, da- 
mit in diesen Fällen die Tarifbindung rich-
tig ausgeübt werden kann. Ansonsten wird 
sich die FHH an dem für die Mehrheit der 
Beschäftigten geltenden TV-L halten und 
diesen zur Grundlage für die individuellen 
Arbeitsrechtsverhältnisse machen.

Themen aus der Gesetzgebung

 ► Besitzstandszulage für kinderbezo-
gene Entgeltanteile 

In Hamburg zahlt die Familienkasse Kin-
dergeld für ein volljähriges Kind in einem 
freiwilligen Jahr, einem Freiwilligendienst 
oder einem Auslandsdienst nach dem Zi-
vildienstgesetz. In 2011 sind neue gesetz-
liche Freiwilligendienste hinzugekommen: 
der Bundesfreiwilligendienst und freiwilliger 
Wehrdienst (Abschnitt  7 Wehrpflichtge-

Andrè Kuhring



13

blickpunkt personal 1/2012

setz). Für die Dauer dieser Dienste zahlt die 
Familienkasse Kindergeld.  

Noch nicht abschließend geklärt ist die Fra-
ge, wie sich die Zeit der Einsätze auf Stu-
fenlaufzeit und Beschäftigungszeit anrech-
nen lassen. Hierzu ist der Beschluss der 
TdL abzuwarten. Gleiche Fragestellungen 
wirft der neue Internationale Jugendfreiwil-
ligendienst auf. 

 ► Arbeitnehmerüberlassung 
Bestimmte Arbeitsbelastungsspitzen kön-
nen nicht mehr mit dem vorhandenen Perso-
nal aufgefangen und abgearbeitet werden. 
Da es sich aber in der Regel um temporä-
re, also vorübergehende Spitzen handelt, 
ist der Einsatz von Leiharbeitnehmern ein 
probates Mittel zur Lösung des Problems. 
Auch die FHH setzt vereinzelt Personal ein, 
für das sie nicht selbst der Arbeitgeber ist, 
sondern von einem privaten Verleiher über-
lassen wird.  

Aber die Leiharbeitsfirmen stehen immer 
wieder in dem Verdacht, dass sie ihre Be-
schäftigten nicht angemessen bezahlen. 
Grund hierfür ist unter anderem die Tatsache, 
dass überwiegend im sogenannten Nied-
riglohnsektor Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmer eingesetzt werden. Aus 
den Verstößen und Missbrauchsfällen bei 
privaten Arbeitgebern in den vergangenen 
Jahren, die unter anderem zur BAG-Recht-
sprechung zur Tarifunfähigkeit einzelner 
Leiharbeitsverbände führte, wurden jetzt 
durch den Gesetzgeber Lehren gezogen 
und das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
(AÜG) wurde verschärft. Verleiher-Lizenzen 
sind jetzt nicht nur bei gewerblicher Arbeit-
nehmerüberlassung erforderlich, sondern 
bei jeglicher Form der Arbeitnehmerüber-
lassung. Die Meldepflichten über die Inhalte 
und Bedingungen der Grundverhältnisse 
wurden verstärkt, besonders dort, wo an 
der Lohnuntergrenze beschäftigt wird (§ 3 
a AÜG). Ziel ist, dass durch Arbeitnehmer-
überlassungen nicht mittels Billigtarifen das 
Lohngefüge untergraben wird, sondern sie 
als Helfer bei der Erledigung der Arbeitsspit-
zen wie Tarifbeschäftigte bezahlt werden. 

Mit dem Bürgerschaftlichem Ersuchen 
20/715 „Equal Pay for Equal Work“ will die 
Bürgerschaft Leiharbeit nur auf absolut not-
wendige Fälle beschränken, die sich nicht 
umgehen lassen. Somit soll die gesetz-
liche Forderung der nur vorübergehenden 
Überlassung auf einen Zeitraum von maxi-
mal drei Monaten in der Regel beschränkt 
bleiben. Diese Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmer sollen dann dasselbe 
Entgelt erhalten wie vergleichbare Festbe-
schäftigte im öffentlichen Dienst.  Für den 
Bereich der Beteiligungsverwaltung hat die 
Finanzbehörde bereits eine Regelung ge-
troffen.

Aus der Praxis für die Praxis

 ► Abfindungsrichtlinie
Bisher waren die vier relevanten Abfin-
dungsvarianten in separaten Richtlinien ge-
regelt: 

 ●Arbeitsplatzentschädigung
 ●Wechselausgleichsprämie
 ●Rentenantragsprämie
 ●Abschlagsausgleichsprämie

 
Seit dem 1. Januar 2011 gibt es nur noch 
eine Abfindungsrichtlinie für alle Abfindungs-
varianten, die Abweichungen zwischen den 
Arten werden dort beschrieben. 

Außerdem enthält sie neue Abfindungs-
werte.  Bei einer Abfindung als Arbeitsplatz-
entschädigung können  bis zu 100.000 Euro 
als Höchstsumme gezahlt werden. Bei den 
anderen Abfindungsarten liegen die Ent-
schädigungssummen deutlich niedriger. 
Eine Kombination der Abfindungsarten ist 
ausgeschlossen.

Abfindungen sollten immer sorgfältig geprüft 
werden. Ziel ist, den Verlust gegenüber dem 
aktiven Dienst gering zu halten. Sie müssen 
sich wechselseitig rechnen, das heißt, so-
wohl für die Beschäftigten als auch für den 
Arbeitgeber muss es einen Mehrwert geben.  
Abfindungen sind keines Falls nur als Maß-
nahme im Rahmen von Umstrukturierungen 
zu sehen. Die Wirkung einer Abfindung ist 

7. Personalforum am 3.11.2011
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immer im Verhältnis zum Grundlohn, dem 
Anlass und der Perspektive auf dem Ar-
beitsmarkt außerhalb der FHH zu sehen.
 
Daneben gibt es eine weitere Möglichkeit, 
ein Arbeitsverhältnis gegen Abfindung zu 
beenden, zum Beispiel in §§ 9, 10 Kündi-
gungsschutzgesetze (KSchG). Als Faustre-
gel wird hier ein halbes Monatsgehalt pro 
Beschäftigungsjahr als angemessene Abfin-

dung gewährt. Da hier das Gericht die Höhe 
der Abfindung bestimmt, fällt diese Rege-
lung nicht unter die Höchstwertregelung  der 
Abfindungsrichtlinie.

Ausblick

 ► Neue Praktikantenrichtlinie
Sie wird voraussichtlich im ersten Halbjahr 
2012 fertiggestellt werden. 

Karin Kropp und Thorsten Pommerening, ZPD, berichten über den aktuellen Stand der Projekte KoPers (HR-IT-
Kooperation mit Schleswig-Holstein) und ePers (Modernisierung der Personalarbeit in der Freien und Hansestadt 
Hamburg).

Forum 3: KoPers / ePers – Wo stehen wir?

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH)
und Schleswig-Holstein sind 2009 mit dem 
Projekt KoPers gestartet, um ein einheit-
liches, integriertes IT-Verfahren zur IT-
Unterstützung von Personalmanagement- 
aufgaben gemeinsam auszuwählen, zu be-
schaffen, einzuführen und zu betreiben. Mit 
der Zuschlagserteilung an die Firma Per-
sonal und Informatik AG Wiesbaden (P&I) 
wurde das Vergabeverfahren im April 2011 
abgeschlossen, das heißt das neue Verfah-
ren wurde ausgewählt und beschafft. Für 
die Einführung des neuen Systems werden 
derzeit die Vorbereitungen getroffen. Das 
neue Personalmanagementsystem wird in 
den jetzigen dezentralen Strukturen einge-
führt. Eine organisatorische Zusammenfüh-
rung von Aufgaben – etwa in einem Shared 
Service Center (SSC) – findet nicht statt.  
Geplant ist die Einführung des neuen Ge-
samtsystems  im zweiten Quartal 2013. 

In einem ersten Schritt wird das Projekt als 
erste Komponente des neuen Personalma-
nagementsystems für das Bewerbungsma-
nagement eine  IT-gestützte Standardlösung 
zur Unterstützung bereitstellen. Gemein-
sam mit den Fachexperten der Pilotbehör-
den wurde unter Berücksichtigung des P&I 
Standards und der im Vorfeld seitens der 

Behörden genannten Anforderungen eine 
Lösung für den Pilotbetrieb entwickelt, die 
die Online-Bewerbung ermöglicht und die 
Bewerberadministration vereinfacht. Elf Be-
hörden haben sich als Pilotbereiche ange-
meldet und werden im gestaffelten Roll-Out-
Verfahren auf das neue IT-System zugrei-
fen.

Mit dem Start der Konzeptions- und Ein-
führungsphase wurde ein Multiplikatoren-
netzwerk in den Behörden eingerichtet. Die 
Behördenkoordinatoren und Behördenko-
ordinatorinnen haben ihre Arbeit im Ok-
tober 2011 aufgenommen. Sie sollen die 
anstehende Phase der Sollprozessgestal-
tung aktiv begleiten und als „Drehscheibe“ 
für den Informationsaustausch zwischen 
Behörde und Projekt fungieren. Fachex-
perten aus allen Personalabteilungen der 
Behörden und einem Vertreter des Perso-
nalamtes werden die bestehenden Soll-
prozesse mit den Standardprozessen des 
neuen Systems abgleichen. Damit sind 
für die FHH alle Behörden in der Erarbei-
tungsebene (Prozessteams) und in der Ent-
scheidungsebene (Prozessgremium) ver- 
treten. Die Sollprozessgestaltung soll am 
30.06.2012 abgeschlossen sein.
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Die Zuhörer des Forums 3 waren aufgefor-
dert, sich während des Vortrages aktiv ein-
zubringen. Die Veranstaltung war daher von 
einem regen Austausch geprägt. Insgesamt 
war die Veranstaltung nicht nur ein Sach-
standbericht, sondern ein offener und kon-
struktiver Austausch zwischen dem Projekt 
und den Behördenvertreterinnen und -ver-
tretern.

Aus dem umfangreichen Fragen- und Ant-
wortkatalog hier ein Auszug:

ForumTN: Werden alle Daten aus dem al-
ten System übernommen?

Projekt: P&I will alle Abrechnungsdaten, um 
in einem Probelauf mit der neuen IT zu se-
hen, wo Unterschiede oder Abweichungen 
sind. Erste Ergebnisse der Probeläufe ha-
ben wir für  die  FHH  im November 2011 er-
halten. Alle Eckdaten werden übernommen.

ForumTN: Halten Sie an der elektronischen 
Personalakte (PA) fest?

Projekt: Ja – das ist die anvisierte Zielrich-
tung. Prozesse sollen elektronisch archiviert 
werden, dabei muss die rechtliche Seite mit-

gedacht werden. Die Frage der Archivierung 
und der Umgang mit den Altakten ist ein ge-
sondertes Projekt. 

ForumTN: Noch einmal zur elektronischen 
PA – Sie unterstellen schon die Umsetzung 
der elektronischen PA und machen dabei 
die Rechnung ohne den Wirt! Im nächsten 
Jahr sehe ich da kein Ergebnis.

Projekt: Dafür wird das Teilprojekt Recht 
aufgesetzt. Das Teilprojekt Recht  soll die 
Klärung rechtlicher Fragen schnellstmög-
lich unter Einbeziehung des Personalamtes 
herbeiführen. Wahrscheinlich wird es eine 
Übergangslösung geben, dass heißt elek-
tronische PA bei Neueinstellungen. Für die 
Altfälle kommen diverse Möglichkeiten in 
Betracht. Die Herausforderung für uns: 
Doppelungen zu vermeiden und bei der Pro-
zesserstellung Papiervorgaben und elektro-
nische PA mitzudenken.

ForumTN: Welcher Arbeitsumfang kommt 
auf die Beschäftigten aus den Personalver-
waltungen zu, die für das Prozessteam ge-
meldet wurden?

Projekt: Standardprozesse werden auf dem 
Sharepoint eingestellt. Dort können sie ein-
gesehen werden; die Rückmeldung erfolgt 
elektronisch. Strittige Prozesse werden in 
den Teamsitzungen erörtert. 

ForumTN: Es sollen 90 Prozesse durch ein 
Prozessteam in der vorgegeben Zeit geprüft 
werden. Ist das nicht zu kurz gedacht?

Projekt: Nein – die Vorgehensweise ist 
nicht in Stein gemeißelt. Wir haben aber be-
reits in der Initialisierungsphase ein Verfah-
ren zur Prozesserstellung genutzt, das die 
Arbeit vereinfacht. Darüber hinaus wird mit 
Sharepoint gearbeitet und nur über strittige 
Prozesse diskutiert. Diskussionsreich wer-
den die Prozesse ESS und MSS werden.

ForumTN: Sind die Prozessabläufe recht-
lich gesichert oder gibt es noch rechtliche 
Abstimmungsbedarfe?

Karin Kropp 
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Projekt: Das Personalamt ist gerade des-
wegen auch im Prozessteam vertreten, um 
eventuelle offene rechtliche Fragen aufzu-
spüren. Wir gehen davon aus, dass es sich 
nur um wenige Einzelfälle handeln kann.

ForumTN: Sollten nicht alle 90 Prozesse 
auf rechtliche Tragfähigkeit überprüft wer-
den?

Projekt: Es handelt sich hauptsächlich um 
Standardprozesse, die aus dem alten Sy-
stem in einem neuen System abgebildet 
werden. Im öffentlich-rechtlichen Bereich 
laufen diese Prozesse der Firma P&I bereits 
in Niedersachsen. Es findet daher nur eine 

Anpassung auf Hamburg-Ebene statt. Wird 
festgestellt, dass eine rechtliche Diskrepanz 
besteht, wird der Prozess zur Prüfung an 
das Teilprojekt Recht abgegeben.

ForumTN: Mit Blick auf die Einführung PAI-
SY sieht die Behörde für Schule und Berufs-
bildung einen hohen Anpassungsbedarf bei 
den 90 Standardprozessen. Wird das zeit-
lich zu schaffen sein?

Projekt: PAISY bietet keine Prozessunter-
stützung. Das neue System bietet mit sei-
nem elektronischen Workflow einen ganz 
anderen Ansatz.  Grundsätzlich ist das Ziel 
die Einheitlichkeit der Prozesse.

Das Fachpublikum in der Diskussion.
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Joop Janssen und Irmtraud Schnell, ZAF

Forum 4: Lerntransfer – Wie verbunden sind Lernen und 
Arbeiten? Optimierung von Lernergebnissen durch Ver-
knüpfung von Lernprozessen in der Fortbildung und am 
Arbeitsplatz

Einführung
Das Zentrum für Aus- und Fortbildung (ZAF) 
hat 2011 das Projekt Transfermanagement 
aufgelegt. Letztendliches Ziel dabei ist, die 
Effektivität von Bildungsmaßnahmen zu er-
höhen. Im Forum 4 stellen Joop Janssen 
und Irmtraut Schnell die bisherigen Ergeb-
nisse und das geplante Vorgehen zu die-
sem Thema vor.

Transfer ist die Anwendung und Generalisie-
rung neuen Wissens und neuer Fähig- und 
Fertigkeiten, die in Fortbildungen erworben 
wurden, am Arbeitsplatz. Die zentrale An-
nahme lautet, dass Lernprozesse nicht nur 
während einer Fortbildungsmaßnahme initi-
iert werden (und Lernergebnisse nicht nur 
hier erzielt werden), sondern auch in den 
Phasen vor und nach einer Fortbildungs-
maßnahme. 

Transfermanagement verweist auf die ge-
zielte Steuerung, Entwicklung und Umset-
zung von Transfermaßnahmen. Das ZAF 
will die wichtigen Partner in der Gestaltung 
des betrieblichen Bildungsprozesses (Per-
sonalentwicklung, Vorgesetzte, Gesprächs-
forum Personalmanagement, Dozentinnen 
und Dozenten) in die Entwicklung des Kon-
zeptes ausdrücklich einbinden und die Um-
setzung von Transfermaßnahmen gemein-
sam gestalten. 

Dabei versteht sich das ZAF als Moderator 
dieses Prozesses. 

Transfermaßnahmen wurden bislang be-
reits in mehreren Fortbildungsmaßnahmen 
im ZAF eingesetzt. Als Beispiele sind zu 
nennen: 

 ●Die Einführung einer Projektpräsentati-
on in der Neuen Führungsfortbildung, 
 ●Evaluation der Qualifizierungsoffensive 
IT, in der sechs Wochen nach Beendi-
gung der Fortbildung die Teilnehmenden 
nach dem Transfererfolg des Gelernten 
gefragt wurden,
 ●Evaluation der Schulungswelle 0 NHH, 
in der die Qualität der Fortbildungsmaß-
nahmen sowie die der Transfermaßnah-
men untersucht wurde,
 ●Netzwerkarbeit im Rahmen des Ent-
wicklungs-Assessment-Centers mittels 
Lernzielarbeit und Lerntagebuch. 

Das ZAF wird zusätzlich kurzfristig einige 
weitere Maßnahmen stärker transferför-
dernd gestalten, zum Beispiel:

 ●Teamentwicklungsmaßnahmen
 ●Neugestaltung des bestehenden Semi-
narbeurteilungsbogens
 ●Qualifizierungslehrgänge Bilanzbuch-
halter/in und Finanzbuchhalter/in
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Warum greift das ZAF das Thema Trans-
fer jetzt verstärkt auf?
Mehrere Ereignisse haben das Thema 
Transfer aktuell in den Vordergrund gerückt: 

 ► Die ZAF-Kundenbefragung1

In den Jahren 2009 und 2010 hat das ZAF 
sich ausführlich mit den Ergebnissen der 
Kundenbefragung beschäftigt. Wichtige 
Ergebnisse waren unter anderem die Er-
wartung seitens des Gesprächsforums 
Personalmanagement und der Personal-
entwicklungen hinsichtlich der neuen strate-
gischen Rolle des ZAF und der offensicht-
liche Bedarf an der Implementierung der 
Instrumente Evaluation und Bedarfsermitt-
lung. 

 ► Teilnahme an einem Innovationskreis
Das ZAF arbeitet im sogenannten Innova-
tionskreis mit Bildungsträgern von Firmen 
wie Adidas, Bayer, SAP, RWE, BMW, Fre-
senius, EON und der Bundesfinanzakade-
mie Wien zusammen. Moderator dieses 
Kreises ist das „Swiss Centre for Innova-
tions in Learning“ (SCIL) der Universität 
St. Gallen. Eine Zielsetzung des Innovati-
onskreises war die Initiierung eines Bench-
markprozesses mit der Möglichkeit, sich an-
hand eines konkreten Projektes mit einem 
Partner zu vergleichen und Verbesserungen 
anzustreben. Das ZAF hat dazu das Thema 
Transfermanagement als Projekt ausge-
wählt und eingebracht. Im März 2011 fand 
ein erstes Treffen mit der Bundesfinanzaka-
demie Wien statt. Im April 2011 wurden die 
Benchmarkergebnisse dem gesamten Inno-
vationskreis vorgestellt. 

 ► SCIL-Trendstudie 20102

SCIL hat 2010 eine dritte Trendstudie durch-
geführt. Insgesamt nahmen circa 100 Exper-
tinnen und Experten aus dem deutschspra-
chigen Raum an der schriftlichen Befragung 
teil. 

Untersucht wurden im Wesentlichen zwei 
Fragen:

 ●Welche Bedeutung weisen Bildungsver-
antwortliche einzelnen Herausforderun-
gen zu?
 ●Wann wollen sie diese angehen?

Das Ergebnis: 
Das Topthema Nr. 1 der gesamten Stu-
die ist die transferförderliche Gestaltung 
von Bildungsmaßnahmen und damit der 
Aspekt der Nachhaltigkeit. Bereits in den 
Trendstudien 2006 und 2008 wurde dieses 
Thema als größte Herausforderung für das 
Bildungsmanagement im Unternehmen ge-
nannt. Ein wichtiger Grund hierfür ist, dass in 
einer sich schnell verändernden Wirtschaft 
Organisationen zunehmend den Wert einer 
Belegschaft erkennen, die nicht allein von 
hochqualifizierten und fachlich versierten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geprägt 
ist, sondern zudem lernt, sich an Verände-
rungen anzupassen, effektiv zu kommuni-
zieren und zu kooperieren. Kompetenzen 
werden immer mehr zu einem entschei-
denden Wettbewerbsfaktor. „Umso erstaun-
licher ist es, dass bisher lediglich ein Drittel 
der aktuell Befragten die Realisierung eines 
systematischen Transfermanagements auf-
genommen haben“, so die Trendstudie.

 ► Untersuchungsergebnisse zur Effek-
tivität von Bildungsmaßnahmen

In der Literatur kursieren Zahlen, dass 10 
bis 20 Prozent dessen, was gelernt wird, in 
der    Praxis umgesetzt werden. „Eine tra-
ditionelle zentralisierte Fortbildung schafft 
zwar möglicherweise mehr Wissen, aber 
kaum Kompetenz, ist oftmals losgelöst vom 
betrieblichen Verwertungszusammenhang 
und kommt zudem bei der heutigen Dyna-
mik des wirtschaftlichen Wandels in der Re-
gel viel zu spät: Kompetenzengpässe kön-
nen so nicht überwunden werden. Andere 
konstatieren, dass 80 Prozent der Seminare 
und Trainings am nachhaltigen Lerntrans-

1 Ergebnisse der Kundenbefragung 2009, Zentrum für 
Aus- und Fortbildung der FHH. Abschlussbericht Juli 
2010.

2  Diesner, Ilona und Seufert, Sabine: Trendstudie 2010,
Herausforderungen für das Bildungsmanagement 
im Unternehmen. SCIL St. Gallen 2010.

3     Kauffeld, Simone: Nachhaltige Weiterbildung, betrieb-
liche Seminare und Trainings entwickeln, Erfolge mes- 
sen, Transfer sichern, Springer-Verlag, Berlin, Heidel- 
berg 2010, S. 4.
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fer scheitern, auch wenn die Teilnehmer mit 
den Veranstaltungen zufrieden sind“3. 
 
Was bedeuten diese Aussagen für die 
Bildungsinvestitionen in der FHH?
In 2009 betrugen die Gesamtkosten für 
zentrale und dezentrale Fortbildungen circa 
7 Mio Euro4. Insgesamt wurden in beiden 
Bereichen etwa 5.200 Veranstaltungen mit 
insgesamt 37.600 Teilnehmenden durchge-
führt. Nicht berücksichtigt hierbei sind die 
indirekten Aufwendungen, d.h. die Kosten 
für die Freistellung der Teilnehmenden. Auf 
der Basis dieser Zahlen und der erwähnten 
Untersuchungsergebnisse würde es jährlich 
um eine Summe von etwa 5,6 Mio Euro (= 
80 Prozent des Budgets) für zentrale und 
dezentrale Fortbildung gehen, deren Ver-
wendung durch geeignete Transfermaßnah-
men zu optimieren wäre.

Das Transfermanagementkonzept
Maßnahmen zur Transferförderung können 
grundsätzlich an drei Stellen ansetzen:

1. Die Phase vor der Fortbildungsmaß-
nahme

Sie zielt auf eine Verbesserung von förder-
lichen Rahmenbedingungen für den Lern-
transfer im Arbeitsfeld vor der Fortbildung. 
Unterschieden werden unter anderem eine 
klare Analyse und Feststellung des Fortbil-
dungsbedarfs und die genaue Festlegung 
der Lernziele für die Fortbildungsmaß-
nahme. Hauptakteure in dieser Phase sind 
Vorgesetzte und die Personalentwicklung.

Beispiel „Professionelle Protokolle erstel-
len“: 

Vor der Teilnahme an der Veranstaltung wird 
konkret beschrieben, was sich verbessern 
soll. Vereinbart wird, dass eigene Protokolle 
als Beispiel ins Seminar mitgenommen wer-
den.

Beispiel „Schreiben mit 10 Fingern“: 
Der Zeitpunkt der Fortbildung sollte so ge-
legt werden, dass nach der Veranstaltung 
am Arbeitsplatz genügend Zeitressourcen 
vorhanden sind. Die Teilnehmenden werden 
zunächst bei der Anwendung der neuen Me-
thode langsamer schreiben und Möglichkeit 
zum Üben brauchen. Gegebenenfalls wird 
über die täglichen Übungszeiten und die 
Begleitung der Lernfortschritte eine Verein-
barung abgeschlossen. Sehr sinnvoll ist es, 
wenn mehrere oder alle Teammitglieder an 
der Fortbildung teilnehmen, damit sie sich 
gegenseitig unterstützen können.

2. Die Fortbildungsphase
Neben der Vermittlung von Fachinhalten 
soll eine mehr transferförderliche Gestal-
tung der Fortbildungsmaßnahme in den Mit-
telpunkt rücken. Hauptakteure sind das ZAF 
und seine Dozentinnen und Dozenten. 

Beispiel „Professionelle Protokolle erstel-
len“:  
Im Seminar wird an eigenen Beispielen 
gearbeitet und es gibt eine übersichtliche 
schriftliche Unterlage „Tipps für tolle Pro-
tokolle“ für die Praxis. Mögliche Schwierig-
keiten bei der Umsetzung werden themati-
siert.

Beispiel „Schreiben mit 10 Fingern“: 
Im Seminar wird die Übungs- und Umset-
zungsphase ausführlich besprochen. Die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer erhalten 
Übungsbücher und Übungspläne. Zum Se-
minar gehört ein verbindliches  „Follow-Up“, 
in dem die Lernfortschritte und Schwierig-
keiten bei der Umsetzung thematisiert und 
bearbeitet werden.

3. Die Phase nach der Fortbildungsmaß-
nahme

Mit den Aktivitäten wird eine Verbesserung 
von förderlichen Rahmenbedingungen für 

4 Quelle: Bürgerschaftsdrucksache 19/8487, Investiti-
onen in Fortbildung, S.26. In der Summe von 7 Mio 
Euro sind weder die Kosten für „Veranstaltungen be-
sonderer Fortbildungsträger“ (zum Beispiel Richter-
fortbildung, Lehrerfortbildung, sozialpädagogische 
Fortbildung, Feuerwehr, Polizei, Steuerverwaltung) 
noch „Veranstaltungen öffentlicher Unternehmen 
und öffentlichen Rechts“ eingerechnet.  Hierbei ist 
zu berücksichtigen, dass die in der Schriftlichen Klei-
nen Anfrage seitens der Behörden und Ämter ge-
machten Kostenangaben nicht vollständig sind (zum 
Teil konnten gar keine Angaben gemacht werden, 
oder  es betraf nur direkte Kosten wie Dozentenho-
norare und Raumkosten.
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den Lerntransfer im Arbeitsfeld nach der 
Fortbildung beabsichtigt. Konkret kann es 
zum Beispiel um das zur Verfügung Stellen 
von Zeit oder geeigneten technischen Mit-
teln gehen. Diese Phase wird vor allem von 
den Vorgesetzten und der Personalentwick-
lung gestaltet.

Frau Schnell machte dies im Forum am 
Beispiel des Seminars „Professionelle Pro-
tokolle erstellen“ deutlich. Vorgesetzte sor-
gen für zeitnahe Anwendungsmöglichkeiten 
und geben ein motivierendes Feedback. Sie 
vereinbaren weitere Lernschritte und beglei-
ten durch Feedback. In den Dienstbespre-
chungen berichten die Teilnehmenden und 
geben gegebenfalls das Skript weiter. So 
profitieren alle Teammitglieder, der Lernef-
fekt erhöht sich und unterstützt den Trans-
fer.  

Ein weiteres Beispiel ist das Seminar 
„Schreiben mit 10 Fingern“. Vorgesetzte 
räumen die täglichen Übungszeiten ein und 

berücksichtigen die vorübergehende lang-
samere Schreibweise. Sie geben ein Feed-
back und unterstützen bei nachlassender 
Motivation. Wenn das ganze Team teil-
nimmt, kann bei den Teambesprechungen 
ein Erfahrungsaustausch organisiert wer-
den. Hilfreich ist ein Lerntagebuch, in dem 
die täglichen Übungszeiten und die Lern-
fortschritte festgehalten werden. 
  
Der Transfer kann durch unterschiedliche 
Maßnahmen sowie Checklisten und Ge-
sprächsleitfäden, die Teilnehmer/in oder 
Vorgesetzte/r anwenden können, unter-
stützt werden. Welche Transfermaßnahmen 
wo sinnvoll sind und  ob und welche dieser 
Formulare und Checklisten dabei eingesetzt 
werden sollen, ist Bestandteil der noch aus-
stehenden Diskussion zwischen dem ZAF 
und seinen Partnern. Evaluationen können 
in allen Phasen eines solchen betrieblichen 
Bildungsprozesses zum Tragen kommen. 
Das ZAF wird diese Evaluationen durchfüh-
ren.

Vor der 
Fortbildung

Während der 
Fortbildung

Nach der 
Fortbildung

Transfermaßnahme „Begleitung“

 ●Bedarfsanalyse
 ●Ziele festlegen
 ●Vereinbarungen 
treffen + Lern-
bedingungen 
regeln

„Transferorientierte 
Didaktik“

 ●Anbieten von: 
Praxisbeispielen 
Aktionsplänen 
Praxistauglichen 
Unterlagen

„Begleitung“

 ● Lernbedingungen 
schaffen:
Begleitung, Zeit
 ● Im Team berichten
 ● Lernfortschritte

      verfolgen

Prozesstreiber  ●PE
 ●Vorgesetzte

 ●ZAF
 ●Dozenten /  
Dozentinnen

 ●PE
 ●Vorgesetzte

Abb. 1: Transfermaßnahmen und Prozesstreiber in den unterschiedlichen Transferphasen 
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Die Einführungsstrategie
Die Strategie kombiniert Top-Down- und 
Bottom-Up Ansätze. Wichtig ist, die Ein-
führung eines Transfermanagements mit 
gleichzeitiger Unterstützung von oben in der 
Organisation (GFP) und von unten (Vorge-
setzte, PE) zu gestalten.
 
Eine Erfolg versprechende Strategie erfor-
dert ein stufenweises Vorgehen. Nachdem 
das ZAF sich grundsätzlich mit den eigenen 
Rollen „Dienstleister nach Bedarf“, „Beglei-
ter von Veränderungsprozessen“ und „Busi-
nesspartner“ auseinandergesetzt hat, wird 
der Dialog mit PE gesucht. Nach Klärung 
beider Rollen und Abstimmung über eine 
gemeinsame Strategie sollen GFP, Vorge-

Vor der 
Fortbildung

Während der 
Fortbildung

Nach der 
Fortbildung

Checklisten
Bedarfsanalyse  (TN + VG*) x
Lernzielformulierung  (TN) x
Lernbedingungen  (VG) x
Transfergespräch 1  (TN + VG) x
Transfergespräch 2  (TN + VG) x

Fragebögen
Trainingsvereinbarung  (TN + VG) x
Transfer-Seminarbogen  (TN) x x
Bewertung Seminar + Transfer  (TN) x x
100-Tage-danach-Fragebogen  (TN) x
Evaluation Transferbogen  (TN) x

Leitfäden
Leitfaden Transfergespräch  (VG) x
Lerntagebuch  (TN) x
Lernzielbericht  (TN) x

Abb. 2: Transferunterstützende Checklisten, Fragebögen und Leitfäden 
* TN = Teilnehmer/in, VG = Vorgesetzte/r

setzte und Dozentinnen/Dozenten – die alle 
unterschiedlich zum Transfererfolg beitra-
gen – eingebunden werden. 

Diskussionsthemen sind:

 ●Welche Aspekte der vorhandenen Lern-
kultur sollen und können verändert wer-
den? 
 ●Wie ist die gewünschte Partnerschaft 
zwischen ZAF und PE zu gestalten?
 ●Wie sind die anderen Anspruchsgrup-
pen einzubinden?
 ●Welche Transfermaßnahmen, Check-
listen, Bögen und Leitfäden sollen zum 
Einsatz kommen und somit den Trans-
ferprozess unterstützen?
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Jutta Schuppe, Geschäftsbereichsleiterin PersonalControlling, Dr. Ralf Bachmann, Fachbereich Personalbe-
richtswesen, Thomas Schumacher, Fachbereich Kundenberatung, spezielle Berichtsprodukte und Qualitäts-
sicherung (alle ZPD)

Forum 5: „Von AB bis BO“ – Neues aus dem PersonalControl-

ling

Zur Unterstützung des modernen Perso-
nalmanagements der hamburgischen Ver- 
waltung gibt der Geschäftsbereich Per-
sonalControlling des Zentrums für Perso-
naldienste (ZPD) einen Überblick über die 
neuesten Entwicklungen des Personal-
Controllings. Ausgehend von der aktuellen 
Produktpalette und den dazugehörenden 
Schulungsangeboten wird über die Neue-
rungen des Personalstrukturberichts 2012 
informiert.

Produktpalette von ZPD 6
Die Produktpalette des PersonalControl-
lings umfasst derzeit folgende Angebote:

 ► Dezentrale Auswertungsdatenbank (Dez 
Aus) und Qualitäts-Checker 

 ► Standardisierte Business Objects (BO)-
Strukturberichte und -daten

 ► Standardisierte BO-Budgetberichte und 
-daten

 ► Erweiterte BO-Budgetberichte und -da-
ten

 ► Enterprise Planning 
 ► Ad-hoc-Sonderauswertungen
 ► Datenaufbereitung für versicherungs-
mathematische Gutachten

 ► Datenaufbereitung für Leistungsorien-
tierte Bezahlung (z.B. für Kommunen als 
Auftraggeber)

Schulungskonzept für PersonalControl-
lerInnen
Für die dezentralen PersonalControlle-
rinnen und –Controller stehen folgende 
Fortbildungsbausteine zur Verfügung:

 ► 5-stufige Modulreihe für EinsteigerInnen 
 ●Grundlagen Controlling
 ● Instrumente des PersonalControllings
 ●Datenbanken des dezentralen Berichts-
wesens

 ●Personalbedarfsplanung
 ●Fehlzeitenberichterstattung 

 ► DezAus – Grundlagen – PersonalCon-
trolling in Behörden 

 ► DezAus – Aufbauseminar I und Aufbau-
seminar II 

 ► Business Objects InfoView 
 ► Business Objects Datenbasis Budget 
 ► Business Objects Datenbasis Struktur
 ► Business Objects Ad-Hoc-Berichte als 

Workshops 

Neues im Personalbericht 2012
Der Tabellenanhang des zentralen Berichts-
wesens wird auf Business Objects umge-
stellt und somit dem Layout des dezentralen 
Berichtswesens angepasst. Darüber hinaus 
wird das derzeitige monatliche Berichts-
wesen zu P_stat in Vollkräften auch in den 
zentralen Personalstrukturbericht integriert. 
Eine zusammenfassende Übersicht der 
Vollkräfte pro Organisationseinheit im Lau-
fe des Jahres 2011 wird in den Tabellenan-
hang aufgenommen.

Darüber hinaus ist vorgesehen, die Fehl-
zeitenanalyse dahingehend zu erweitern, 
dass auch Landesbetriebe nach § 26 LHO 
und Einrichtungen nach § 15 LHO ab 100 
Beschäftigte in die vergleichende Fehl-
zeitenanalyse aufgenommen werden.

Datenfluss: Von PAISY zu BO
Das langjährige Projekt der Einführung 
eines Datawarehouses im Personalbe-
richtswesen mit der Umstellung der Bericht-
erstattung auf eine flexibel auswertbare Be-
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richtsoberfläche mit Business Objects (BO) 
konnte erfolgreich abgeschlossen werden. 
In der folgenden Grafik ist der Datenfluss 
vom derzeitigen Bezügeabrechnungsver-
fahren PAISY bis hin zum Berichtslayout mit 
BO dargestellt:

Das zu bearbeitende Datenvolumen des 
Datawarehouses umfasst pro Jahr ca. 30 
GB, das heißt es werden monatlich ca. 6 
Millionen Datensätze (ca. 100.000 Abrech-
nungsfälle für Aktive und ca. 67.000 Ab-
rechnungsfälle für Passive) verarbeitet. Ins-
gesamt werden ca. 3.000 Standardberichte 
in BO für rund 300 Endbenutzer der ca. 80 
Kunden bereitgestellt.

Bisher lag die BO-Benutzerverwaltung voll-
ständig beim ZPD, nun ist es geplant, dass 
die Behörden voraussichtlich ab 01/2012 
selbständig

 ► Benutzer einrichten,
 ► Benutzer löschen,
 ► Kennwörter zurücksetzen und
 ► vorhandene Benutzer den behördenspe-
zifischen Gruppen zuordnen können.

Sachstand neuer AB-Schlüssel
Bereits in 2010 hat die Bundesagentur für 
Arbeit die Einführung eines neuen neun-
stelligen Tätigkeitsschlüssels angekündigt, 
der ab dem 01.12.2011 verbindlich zu ver-

wenden ist. Um zu vermeiden, dass jede/r 
Personalsachbearbeiter/in die AB-Schlüssel  
aller Beschäftigten manuell umschlüsseln 
muss, hat Herr Schumacher, der Ansprech-
partner für die DezAus, ein Verfahren entwi-
ckelt, wie die neuen Schlüssel teilweise mit 

Überleitungstabellen so einge-
führt werden können, dass die 
Anzahl der möglichen Schlüssel 
auf ein überschaubares Maß 
eingegrenzt wird und somit eine 
zuverlässige Qualitätssicherung 
erfolgen kann. Zentraler Ansatz-
punkt ist dabei die Betrachtung 
der tariflichen und besoldungs-
rechtlichen Eingaben in PAI-
SY (Feld 3330 = „Satzart 39“), 
die teilweise zahlungsrelevant 
sind, sowie vielfältige Auswir-
kungen auf Arbeitsverträge, Er-
nennungsverfahren und vieles 
mehr haben.

Der Geschäftsbereich Per-
sonalControlling hat darauf- 

hin eine Arbeitsgruppe mit diversen 
Behördenvertretungen gegründet, deren 
Aufgabe es war, eine verbindliche Über-
setzung der SA 39 zum neuen Tätigkeits-
schlüssel der Bundesagentur für Arbeit zu 
erstellen.

Dieses Verfahren wurde mehrfach im Ar-
beitskreis PersonalControlling erörtert und 
mit allen Behörden bilateral umgesetzt. Die 
Ableitungen der Ergebnisse der Arbeits-
gruppe werden in einem Tool genutzt, das 
der Personalsachbearbeitung die Ermittlung 
der korrekten Schlüssel ermöglicht. Nach 
dem gleichen Prinzip kann künftig der Tä-
tigkeitsschlüssel von knapp 90 % aller Be-
schäftigungsverhältnisse in regelmäßigen 
Abständen zentral oder dezentral qualitäts-
gesichert werden.

Datenmanagement HR
Das Personalberichtswesen ist ein zentrales 
Instrument der Führungsunterstützung in 
den einzelnen Behörden. Es schafft Trans-
parenz über Zielerreichung und die dafür 



24

blickpunkt personal 1/20127. Personalforum am 3.11.2011

verwendeten Ressourcen und stellt den 
Verwaltungsbereichen entscheidungsrele-
vante Informationen zur Verfügung. Hierzu 
stehen heute komplexe IT-Systeme und 
heterogene Datenquellen zur Verfügung. 
Die Verknüpfung und Abfrage dieser Daten 
stellen besondere Ansprüche an das Be-
richt erstellende Personal und lässt sich nur 
noch schwer mit der 
Funktion des Perso-
nalcontrollers bzw. 
der Personalcontrol-
lerin vereinen. Vor 
dem Hintergrund, 
dass Personalcon-
troller/innen in der 
Regel keine Kennt-
nisse der Bezügeab-
rechnungs- und Ver-
waltungssoftware 
haben und somit 
die Datenherkunft 
nicht kennen, die 
M i ta rbe i t e r i nnen 
und Mitarbeiter in 
der Personalverwal-
tung aber im Gegen-
zug keine Control-
ling- und Business 
Objects-Kenntnisse 
haben, ist die Kom-
munikation oft suboptimal. Sinnvoll wäre es, 
eine/n sogenannte/r „Datenmanager/in HR“ 
als Schnittstelle zwischen Datenherkunft 
und Personalcontrolling bzw. –management 
mit folgenden Aufgaben zwischenzuschal-
ten:

Die Datenmanagerin/der Datenmanager HR 
erhebt Personaldaten für personenbezo-
gene Berichte und Strukturberichte in den 
Behörden und liefert sie an die autorisier-
ten Bedarfsstellen aus. Als Teil der Perso-
naladministration hat die Datenmanagerin/ 
der Datenmanager HR Personalaktenein-
sichtsrecht und ist somit befugt, personen-
bezogene Daten in das Berichtswesen ein-
zuschließen, aber nicht aufzugeben. Das 
Personalakteneinsichtsrecht erhöht über-

dies entscheidend die Konsistenz der Da-
ten, da es so möglich wird, Berichtsinhalte 
bis auf den Einzelfall qualitätszusichern.  
Die Datenmanagerin/der Datenmanager HR 
grenzt sich vom Bereich des Personalcon-
trollings und der Personalentwicklung da-
durch ab, dass weder Daten analysiert noch 
konkrete Handlungsvorschläge abgeleitet 

werden. Die Datenmanagerin/der Datenma-
nager HR verfügt neben den erforderlichen 
Fachkenntnissen im Bereich der Personal-
administration über ausreichend vertiefte 
IT-Kenntnisse zur effektiven Nutzung der 
vorhandenen Datenquellen. Beides findet 
im allgemeinen Anforderungsprofil für Per-
sonalcontroller und –entwickler nicht ausrei-
chend Berücksichtigung.

Eine entsprechende Stellenbeschreibung 
und –bewertung wird zur Zeit im ZPD erstellt 
und in der nächsten Zeit in den unterschied-
lichen Gremien, die in der hamburgischen 
Verwaltung für Personalangelegenheiten 
zuständig sind, diskutiert. Als Auftakt für das 
weitere Vorgehen diente eine ausführliche 
Darstellung im Personalforum 2011. 
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Britta Schulz, Arbeitgeberbeauftragte der FHH und 
Klaus W. Becker, Gesamtvertrauensperson der 
schwerbehinderten Menschen informierten über die 
rechtlichen und behindertenpolitischen Hintergründe 
der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Natio-
nen und über mögliche Umsetzungsstrategien für den 
Arbeitgeber FHH im Bereich der Personalpolitik.

Forum 6: Die UN-Behindertenrechtskonvention – Alles 
wird anders – oder doch nur eine große Seifenblase?

1. Die Behindertenrechtskonvention
Die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen hat am 13. Dezember 2006 zwei 
Menschenrechtsverträge verabschiedet:

 ►  das Übereinkommen der Vereinten Na-
tionen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen und 

 ► das Fakultativprotokoll zum Überein-
kommen der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen.

Im Dezember 2001 hatte die Generalver-
sammlung einen Ad-hoc-Ausschuss einge-
setzt und diesen damit beauftragt, ein um-
fassendes internationales Übereinkommen 
zum Schutz und zur Förderung der Rechte 
und der Würde von Menschen mit Behinde-
rung zu erarbeiten. Der Ad-hoc-Ausschuss 
hat sich in acht Arbeitssitzungen (erste 
Sitzung im August 2002, letzte Sitzung im 
Dezember 2006) auf den dann verabschie-
deten Textvorschlag verständigt. Mit dem 
Übereinkommen werden keine „neuen“ 
Menschenrechte für Behinderte geschaffen, 
die international anerkannten Menschen-
rechte aber aus ihrer Perspektive, zuge-
schnitten auf ihre Lebenslagen, formuliert. 
Die Bundesrepublik hat beide Verträge un-
terzeichnet und ratifiziert. Sie sind damit in 
der Bundesrepublik rechtsverbindlich.

Auf nationaler Ebene sollen die Vertrags-
staaten „Staatliche Anlaufstellen“ und 
„Staatliche Koordinierungsmechanismen“ 

zur Durchführung der Konvention schaf-
fen. Ihre Aufgabe ist es, die Umsetzung 
der Konvention und die Einbeziehung der 
Zivilgesellschaft sicherzustellen. Die Aus-
gestaltung und Aufgabenbeschreibung im 
Einzelnen bleibt den Vertragsstaaten über-
lassen. Ergänzt werden diese staatlichen 
Institutionen durch einen sogenannten un-
abhängigen Mechanismus (Artikel 33). Wei-
teres Element für das nationale Monitoring 
ist die Vorgabe, die Zivilgesellschaft, insbe-
sondere Menschen mit Behinderungen und 
die sie vertretenden Organisationen, in den 
Überwachungsprozess einzubeziehen und 
die Teilnahme daran in vollem Umfang zu 
gewährleisten (Artikel 33, Absatz 3).

Für die Bundesrepublik Deutschland wer-
den diese Aufgaben von folgenden Instituti-
onen/Personen wahrgenommen:

 ► Staatliche Anlaufstelle: Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales.

 ► Staatlicher Koordinierungsmechanis-
mus: Beauftragter der Bundesregierung 
für die Belange behinderter Menschen.

 ► Unabhängiger Mechanismus: Deutsches 
Institut für Menschenrechte, Berlin.

In Hamburg sind das die Behörde für Arbeit, 
Soziales, Familie und Integration (BASFI) 
als Focal Point und die Senatskoordinatorin 
für die Gleichstellung behinderter Menschen 
als Koordinierungsmechanismus.
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Leitgedanken der Konvention sind die volle 
gesellschaftliche Teilhabe (im englischen 
Original: inclusion) verbunden mit der 
Achtung der Autonomie und der sozialen 
Wertschätzung behinderter Menschen. Be-
hinderung wird darin nicht von vornherein 
als negativ bewertet, sondern als norma-
ler Bestandteil menschlichen Lebens und 
menschlicher Gesellschaft bejaht und als 
Quelle kultureller Bereicherung angese-
hen. Behinderung ist danach kein individuell 
zu lösendes Problem, sondern die Gesell-
schaft ist so (barrierefrei) zu gestalten, dass 
möglichst alle umfassend an ihr teilhaben 
können. (aus: Broschüre BSG, 2010)

Diese Grundprinzipien verteilen sich auf die 
jeweiligen Artikel der Behindertenrechtskon-
vention (BRK):

 ●Recht auf Leben (Artikel 10)
 ●Gefahrensituationen und humanitäre 
Notlagen (Artikel 11)
 ●Gleiche Anerkennung vor dem Recht 
(Artikel 12)
 ●Zugang zur Justiz (Artikel 13)
 ●Freiheit und Sicherheit der Person (Ar-
tikel 14)
 ●Freiheit von Folter oder grausamer, un-
menschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe (Artikel 15)
 ●Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und 
Missbrauch (Artikel 16)
 ●Schutz der Unversehrtheit der Person 
(Artikel 17)
 ●Freizügigkeit und Staatsangehörigkeit 
(Artikel 18)
 ●Unabhängige Lebensführung und 
Einbeziehung in die Gemeinschaft 
(Artikel 19)
 ●Persönliche Mobilität (Artikel 20)
 ●Recht der freien Meinungsäußerung, 
Meinungsfreiheit und Zugang zu Infor-
mationen (Artikel 21)
 ●Achtung der Privatsphäre (Artikel 22)
 ●Achtung der Wohnung und der Familie 
(Artikel 23)
 ●Bildung (Artikel 24)
 ●Gesundheit (Artikel 25)
 ●Habilitation und Rehabilitation (Artikel 
26)
 ●Arbeit und Beschäftigung (Artikel 27)

 ●Angemessener Lebensstandard und so-
zialer Schutz (Artikel 28)
 ●Teilhabe am politischen und öffentlichen 
Leben (Artikel 29)
 ●Teilhabe am kulturellen Leben so-
wie an Erholung, Freizeit und Sport 
(Artikel 30).

2. Die Umsetzung 
Bei der Umsetzung der BRK beginnt 
Deutschland nicht bei „Null“. Es gibt zahl-
reiche Gesetze, Regelungen, Maßnahmen 
und Projekte auf Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene, die das Recht auf 
selbstbestimmtes Leben, Teilhabe und In-
klusion von Menschen mit Behinderungen 
ermöglichen und fördern: 

 ► Benachteiligungsverbot im Grundgesetz 
im Jahr 1994, 

 ► 2001 ein eigenes Gesetzbuch für die Re-
habilitation und Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen – das Neunte Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB IX), 

 ► 2002 das Behindertengleichstellungsge-
setz (BGG). 

Die Umsetzung ist in der Konvention selbst 
als längerfristiges gesellschaftliches Anlie-
gen konzipiert. Der Erfolg der Umsetzung 
wird unter anderem davon abhängen, ob 
und inwieweit es gelingt, die „Mehrheitsge-
sellschaft“ auf andere Art als bisher für die 
Thematik zu interessieren und zu sensibili-
sieren und sie anzuregen, die eigene Hal-
tung gegenüber behinderten Menschen zu 
überdenken, Berührungsängste abzubau-
en, Vorurteile zu überprüfen und Begegnung 
zu wagen.(aus: Broschüre BSG, 2010)

Die Behörden in Hamburg befassen sich im 
Rahmen ihres jeweiligen Politikfeldes dabei 
in eigener Verantwortung mit der Umset-
zung. Das Kollegium der Staatsräte hat die 
BASFI mit der Koordinierung und Vernet-
zung dieser Aktivitäten betraut (= staatliche 
Anlaufstelle). Die Senatskoordinatorin für 
die Gleichstellung behinderter Menschen 
hat im Rahmen der Umsetzung der Kon-
vention ihren Schwerpunkt im Dialog mit 
der Zivilgesellschaft (= staatlicher Koordi-
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nierungsmechanismus). Die Bundesländer 
sind nicht verpflichtet, diese Stellen einzu-
richten. Hamburg hat dies dennoch getan, 
um die Bedeutung der Konvention zu unter-
streichen.

In Hamburg wurde eine  behördenübergrei-
fende „Arbeitsgruppe UN-BRK“ eingerich-
tet, in der auch die Arbeitgeberbeauftragte, 
Frau Schulz, eingebunden ist. Sie referierte 
über die Aufgaben der Arbeitsgruppe und 
die Maßnahmen, die das Personalamt zur 
Umsetzung der UN-BRK im Rahmen der 
Aufstellung eines Aktionsplans seitens der 
Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) bei-
trägt. Die Auflistung der einzelnen Maßnah-
men an dieser Stelle würde den Rahmen 
dieses Beitrages sprengen. Die Maßnah-
men zur Umsetzung der UN-BRK werden 
allerdings jeweils pro Behörde und je nach 
Zugehörigkeit zu den Artikeln der UN-BRK 
in dem von Senat und Bürgerschaft ver-
abschiedeten Aktionsplan der FHH einzeln 
aufgelistet werden und können dann von 

allen Bürgerinnen und Bürgern eingesehen 
werden. Mit dem Inkrafttreten des Aktions-
plans der FHH kann in der ersten Jahres-
hälfte 2012 gerechnet werden.

Da der Arbeitgeber/Dienstherr FHH in den 
vergangenen Jahren bereits vieles auf den 
Weg gebracht hat, um die Beschäftigung 
schwerbehinderter Menschen zu erhöhen 
und damit die Teilhabe schwerbehinderter 
Menschen im öffentlichen Dienst zu ver-
bessern, werden sich bei den Maßnahmen 
seitens des Personalamtes auch solche 
wiederfinden lassen, die bereits seit Jahren 
innerhalb der Verwaltung zum „alltäglichen 
Geschäft“ gehören (zum Beispiel „Sonder-
programm zur verstärkten Unterbringung 
schwerbehinderter Menschen“, „Selbstver-
pflichtungsquote des Senats“), die aber 
durchaus bei Beibehaltung oder Erweite-
rung einen Beitrag zur Umsetzung der UN-
BRK leisten, der auch so in dieser Form 
nicht in jedem Bundesland vorhanden ist.
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Anne Xepapadakos, Dr. Thomas Roth, Personalamt und Tarek Abdel-al, ZAF (v.l.n.r.)

Forum 7: Führung im Fokus – Was brauchen erfolgreiche 
Führungskräfte heute?

Gute Führung wird immer einer der zen-
tralen Stellhebel sein, den es zu bewegen 
gilt, um eine Organisation erfolgreich zu 
machen. Schlechte Führung kann sich heu-
te niemand mehr leisten. Die Rahmenbe-
dingungen von Arbeit werden zunehmend 
schwieriger. Darauf müssen Führungskräf-
te vorbereitet werden. Unser Interesse ist, 
da wir alle an unterschiedlichen Stellen mit 
Führungsthemen befasst sind, das Thema 
Führung in den Fokus zu rücken und zu hel-
fen, es qualitativ zu verbessern.

Dass Führung offensichtlich auch bei vielen 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern im Fokus 
ist (es gab 44 Anmeldungen für dieses The-
ma beim Personalforum 2011), hat uns sehr 
gefreut.

Was brauchen erfolgreiche Führungs-
kräfte heute?
Zur Beantwortung dieser Frage müsste zu-
nächst klar sein, was „Führung“, was „gute 
Führung“ überhaupt ist. Hierzu gibt es viele 
Definitionen. Ein Kern von Führung ist wohl, 
andere dazu anzuleiten, bestimmte Ziele zu 
erreichen. Wichtig ist, dass eine Organisati-
on definiert, was für sie „gute Führung“ sein 
soll. Der Prozess des Austausches hierüber 
ist dabei sicher fruchtbarer, als die genaue 
Definition am Ende. Unser Führungsver-
ständnis wird natürlich von aktuellen oder 

zurückliegenden Erfahrungen beeinflusst. 
Aber es wird auch geprägt von Denkern, die 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts hierzu ge-
forscht und publiziert haben: Frederick Tay-
lor, Max Weber und andere. Sie haben mit 
ihren Vorstellungen von Führung das Füh-
rungs- und Managementverständnis in Or-
ganisationen auf der ganzen Welt geprägt. 
Allerdings müssen diese Vorstellungen 
natürlich an heutige Gegebenheiten ange-
passt werden. 

Passt das heutige Führungswissen noch zu 
den aktuellen Rahmenbedingungen in der 
Arbeitswelt? Sind ein „kooperativer Füh-
rungsstil“ oder „situatives Führen“ passend, 
um Krisen zu meistern und erfolgreich zu 
sein? Oder aber brauchen wir einen Para-
digmenwechsel in der Führungskräfteent-
wicklung?

Im Wesentlichen wird auch heute noch auf 
das Führen mit Zielen gesetzt, „manage-
ment by objectives“. Dieses Modell geht auf 
Peter F. Drucker zurück (1955). Es werden 
Ziele vereinbart oder vorgegeben, diese 
werden kontrolliert, es erfolgt ein Feedback 
und bei Zielerreichung eine Belohnung: Ein 
einfaches Modell in einer komplexer wer-
denden Umwelt. Im Fachjargon heißt es 
„Transaktionale Führung“. Die Führungs-
kraft tauscht Belohnung gegen Leistung.
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Wirksame transaktionale Führung setzt vo-
raus, dass sich Ziele nicht permanent kurz-
fristig ändern und dass immer wieder neue 
Belohnungsmöglichkeiten vorhanden sind. 
Da lauert schon ein erstes Problem. Viele 
Führungskräfte sagen heute: „Ich habe au-
ßer einem müden Lächeln nichts mehr, was 
ich geben und verteilen kann.“

Transaktional geführte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter handeln egoistisch. Sie sehen 
nicht das Ganze, sondern nur ihren Teil des 
Kuchens. Es bleibt Aufgabe der Führungs-
kraft, den Überblick zu behalten. Das macht 
Führung in einem dynamischen Umfeld sehr 
anstrengend. 

Wie erfolgreich sind erschöpfte Füh-
rungskräfte langfristig? Und die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter? 
Diese fühlen sich zum Teil nicht beteiligt und 
sind unterfordert. Was bleibt? Oft bleibt am 
Ende so etwas wie emotionaler Rückzug, 
hohe innere und/oder von außen messbare 
Fehlzeiten.  Dies führt im Extremfall zum Zu-
sammenbruch des Systems, weil der Druck 
ganz unten am größten und der Handlungs-
spielraum am kleinsten ist. 

Was ist zu tun? 
Wir brauchen besonders in Zeiten knapper 

Ressourcen und zunehmender Aufgaben-
komplexität Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, die eigenverantwortlich und eigeninitia-
tiv handeln, die für andere mitdenken und 
sich deshalb selbst Sinn in der Arbeit und 
die richtigen Ziele und Aufgaben suchen, 
die sich weitestgehend selbst führen und 
motivieren! 

Wie schafft es eine Führungskraft, dass 
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter so 
agieren? 
Im Führungsjargon ist das „Transformatio-
nale Führung“.

Bass & Ajolo beschreiben transformationale 
Führung durch vier Grundprinzipien:

 ● Idealized Influence: Führungskräfte 
gewinnen Respekt und Anerkennung, 
indem sie beispielhaft die Werte der Or-
ganisation vorleben. Sie wollen Vorbil-
der sein.
 ● Inspirational Motivation: Führungs-
kräfte stiften Sinn, indem sie mit ihren 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern positiv be-
setzte Bilder der Zukunft entwerfen. Sie 
schaffen so Motivation und Teamgeist.
 ● Intellectual Stimulation: Führungskräf-
te regen ihre Mitarbeiterinnen und Mit-

„Wenn du ein Schiff bauen willst

so trommle nicht die Männer 
zusammen, die Holz beschaffen, 
Werkzeuge vorbereiten, Holz be-
arbeiten und zusammenfügen, 

sondern lehre sie die Sehnsucht 
nach dem weiten, unendlichen 
Meer.“

Antoine de Saint-Exupéry

          ...also ein Ziel hast

          ...so sage nicht, welche  
          Aufgaben zu tun sind,

          ...sondern vermittle ein 
          Ziel / eine Vision
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3. Instrumente und Methoden
Neben der Reflexion und dem Austausch 
untereinander kommt dem Erlernen von In-
strumenten und Methoden eine große Be-
deutung zu. Das „Handwerkszeug  für das 
Management“ reicht von der Vermittlung un-
terschiedlichster Gesprächsführungstech-
niken bis zur systematischen Strukturierung 
von Veränderungsprozessen.

4. Praxisorientierung
Der eindeutige Fokus auf die direkte An-
wendbarkeit des Gelernten und der daraus 
resultierende unmittelbare Praxisnutzen 
stellt für die meisten Führungskräfte einen 
der größten Vorzüge der Modulreihe dar. 
Alle Praxisbeispiele in den Veranstaltungen 
beziehen sich ausschließlich auf die Ar-
beitsrealität der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer.

5. Persönlichkeitsentwicklung 
Die Auseinandersetzung und die Entwick-
lung der eigenen Führungspersönlichkeit 
nimmt einen sehr hohen Stellenwert in der 
Modulreihe ein. In sich immer schneller 
drehenden Veränderungszyklen wird der 

Themenkreis rund um eigene Führungsleit-
bilder, Einstellungen und Werte sowie von 
Fragen zu  persönlicher Integrität und eines 
authentischen, glaubwürdigen Auftretens 
für viele Leitungskräfte unter dem Aspekt 
der eigenen Führungswirksamkeit und -ori-
entierung  immer bedeutsamer.

arbeiter zu kreativem und innovativem 
Denken an. Sie lieben Unterschiede.
 ● Individual Consideration: Führung 
findet in der Beziehung statt. Führungs-
kräfte schaffen Kontakt und verstehen 
sich als Mentoren ihrer Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter.

Hiermit wäre eine Idee von einem idealen 
Soll-Zustand benannt. Ein Weg wäre einge-
schlagen, an dessen Ende erfolgreiche(re) 
Führung stehen könnte. 

Wie reagiert die Fortbildung auf die An-
forderungen, die heute an Führungskräf-
te gestellt werden? 
Das ZAF hat auf die gestiegenen und sich 
verändernden Anforderungen an Führungs-
kräfte 2008 mit der Einführung der „Neuen 
Führungsfortbildung“  bzw. der jetzt so be-
zeichneten „Modulreihe Führung“ reagiert. 
Dabei haben sich fünf wesentliche Erfolgs-
faktoren des Veranstaltungsdesigns her-
auskristallisiert, die von Führungskräften als 
besonders wichtig und unterstützend für die 
Zukunftsfähigkeit ihrer Tätigkeit  erlebt wer-
den. 

1. Prozessbegleitung
Die Dauer der Veranstaltungsreihe von ca. 
1 – 1,5 Jahren ermöglicht eine kontinuier-
liche Arbeit auch an sehr herausfordernden 
Führungsthemen. Die Anliegen der Füh-
rungskräfte können über einen relativ lan-
gen Zeitraum aus unterschiedlichen thema-
tischen Perspektiven immer wieder neu und 
lösungsorientiert bearbeitet werden. 

2. Kollegialer Austausch
Das Merkmal der festen Lerngruppe er-
möglicht und erleichtert einen vertieften 
kollegialen Austausch zwischen den Teil-
nehmenden, um die wertvollen Erfahrungen 
und Meinungen der Kolleginnen und Kolle-
gen in die eigenen Fragestellungen einflie-
ßen zu lassen. Zudem wird jede Lerngruppe 
in die Methodik der „Kollegialen Beratung“ 
eingeführt, um sich auch unabhängig von 
der externen Veranstaltungsleitung profes-
sionell beraten zu können.

Tarek Abdel-al erläutert die Erfolgsfaktoren der Führungsfortbildung.
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Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 
Forums hatten in „Murmelgruppen“ Gele-
genheit zu bedenken, was aus ihrer Sicht für 
erfolgreiche Führung wichtig ist. Hier wurde 
unter anderem genannt: Menschen anneh-
men, Zutrauen, klar positionieren, Entschei-
dungen treffen, Transparenz, Profil zeigen, 
Zeit für Führung nehmen, ansprechbar sein, 
menschliche Reife, offener Umgang mit 
Fehlern, …

An Führungskräfte werden insgesamt, wie 
man auch an diesen Äußerungen wieder 

bestätigt sieht, hohe – sehr hohe –  Anfor-
derungen gestellt. 

Man könnte meinen, das Wichtigste, was 
Führungskräfte heute brauchen, um erfolg-
reich zu sein, ist Mut und einen großen Vor-
rat aufladbarer Batterien… 

Dies ist der Beginn einer wichtigen Diskussi-
on! Wir hoffen auf viele interessierte Diskus-
sionspartnerinnern und Diskussionspartner. 
Erste erfreuliche Resonanz hat es bereits 
gegeben. 

Dr. Eva-Maria Thöne-Wille, Geschäftsbereichsleiterin Planung und Steuerung und stellv. Geschäftsführerin des 
ZPD und Hans-Detlef Weber, Fachbereichsleiter für strategische Projekte und Innovationsvorhaben im ZPD.

Forum 8: Neues aus der ZPD-Projektarbeit

Die Realisierung strategischer und innova-
tiver Projektvorhaben stellt für das Zentrum 
für Personaldienste (ZPD) eine dauerhafte 
Herausforderung dar. Dabei sollen durch 
moderne IT-Lösungen Potentiale zur ver-
besserten und effizienteren Aufgabenwahr-
nehmung sowohl inner- als auch außerhalb 
des ZPD ausgeschöpft werden. Neben dem 
im Forum 3 vorgestellten Projekt KoPers/
ePers setzen insbesondere die Vorhaben 
ePortal, eBeihilfe, eZeit und eReise Inno-
vationen um und wirken sich vorteilhaft für 
die Beschäftigten der Freien und Hanse-
stadt Hamburg (FHH) sowie einzelne grö-
ßere Sachbearbeitungsgruppen aus, zum 
Beispiel für die Personalsachbearbeitungen 
inklusive ihrer Vorgesetzten.

ePortal: Aufbau eines Profikanals im Per-
sonalportal
Der Schwerpunkt des diesjährigen Perso-
nalforums und des Teilnehmerinteresses 
lag auf dem derzeit umzusetzenden „Pro-
fikanal“ als weiteren Bestandteil des Ende 
2010 neu aufgesetzten Personalportals (wir 
berichteten, blickpunkt personal 1/2010).

Dabei entwickelt das Projekt das Personal-
portal zu einer interaktiven Plattform für In-
formations-, Interaktions-, Kommunikations- 
und Transaktionszwecke weiter. So wurde 
zunächst SharePoint 2010 als technische 
Plattform eingerichtet, auf der das Personal-
portal nach inhaltlicher Neugestaltung heu-
te basiert. Neben dem derzeit erfolgenden 
Ausbau des Profikanals sind in einer wei-
teren Stufe der Einsatz von sogenannten 
Web 2.0-Funktionalitäten sowie die Erwei-
terung der Zugriffsmöglichkeiten durch Nut-
zung des Zugangskanals „ZUVEX“ (Zugang 
von Extern) vorgesehen. Im Endausbau 
erfolgt eine Bereitstellung von personalwirt-
schaftlichen Self-Services für Beschäftigte 
und Vorgesetzte durch das Projekt ePers.

Für den Profikanal ist die fachliche und 
technische Konzeption im Wesentlichen 
abgeschlossen. Die SharePoint-Umgebung 
des FHH-Portals wird entsprechend dieser 
Konzeption angepasst. Hierfür wird das Per-
sonalportal um einen obersten Menüpunkt 
erweitert, der künftig als Einstiegspunkt für 
alle Nutzerinnen und Nutzer („Profis“ in den 
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Personalabteilungen, in der Beihilfe, Famili-
enkasse, Versorgung, Personalentwicklung 
und im Controlling) dient. Das im Profikanal 
einzustellende Fachwissen wird über Su-
chen, Indizes und Prozesssichten bereitge-
stellt. So können sich die Nutzerinnen und 
Nutzer des Profikanals beispielsweise alle 
Wissensseiten, Dokumente, Hilfsmittel und 
andere Elemente zu einem Prozessschritt 
ansehen. Diese multiplen Zugriffskanäle 
erlauben, Wissen gezielter zu identifizieren 
und damit schneller zu recher-
chieren. Der Profikanal verfügt 
damit auch über einen ge-
zielten Einstieg und eine An-
leitung insbesondere für neue 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter in einem Sachgebiet.

Außerdem bietet der Profika-
nal mit der Pilotierung mode-
rierter Foren und einer neu-
artigen Sachbearbeitersuche 
gezielte Unterstützungsmög-
lichkeiten zur Zusammenar-
beit und zum Wissensaus-
tausch. Aktuelle Informationen 
werden in einem zentralen 
Kalender und in allgemeinen 
Ankündigungen auf den jewei-
ligen Startseiten vorgehalten. 
Die Verlinkung relevanter Fach-
verfahren und andere Verknüpfungen run-
den das Angebot im Profikanal ab.

Neben der technischen Plattform stellen die 
Prozesse zum Wissensaufbau und -erhalt 
eine bedeutsame Komponente des künf-
tigen Profikanals dar. Dabei soll auch si-
chergestellt werden, dass künftige Nutzer 
eingebunden sind und neben dem Abrufen 
sowie Verwerten von Informationen Einfluss 
auf die Informationsgewinnung und Darstel-
lung des für sie erforderlichen Wissens neh-
men können. Hier spricht das Projekt gezielt 
betroffene Bereiche an. Darüber hinaus be-
steht für alle Wissensträger natürlich das 
Angebot, sich selbst aktiv einzubringen und 
so dafür zu sorgen, dass vorhandenes Wis-
sen künftig allen gleichermaßen für eine ef-

fektivere Aufgabenwahrnehmung zu Gute 
kommt.

Darüber hinaus werden die Maßnahmen zur 
initialen Füllung des Profikanals koordiniert. 
Hierbei wird die Beihilfesachbearbeitung 
prioritär behandelt, allerdings erfolgt paral-
lel der Startschuss zum Wissensaufbau der 
übrigen Aufgabenfelder, damit nach erfolg-
reicher Pilotierung die Bereitstellung für alle 
weiteren Zielgruppen in einem kurzen Zeit-

raum umgesetzt werden kann. Der Start der 
Pilotierung ist zum Ende des ersten Quar-
tals 2012 vorgesehen.

eBeihilfe: Digitale Bearbeitung von Bei-
hilfeanträgen
Mit dem neuen Projekt eBeihilfe startet das 
ZPD nach erfolgreicher Umstellung des 
Beihilfeverfahrens auf ein gemeinsames 
IT-Verfahren mit dem Kooperationspartner 
Schleswig-Holstein den Ausbau hin zu einer 
vollständig digitalisierten Beihilfebearbei-
tung. Lösungen dieser Art sind in anderen 
Ländern und im Bund bereits im Einsatz und 
tragen nach dortigen Erfahrungen zu einer 
effizienteren Aufgabenwahrnehmung und 
einer Verringerung des Kostenanstiegs der 
Beihilfetransferleistungen bei.

Der Profikanal im Personalportal (Entwurf)
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Nach digitaler Aufbereitung der Beihilfean-
träge durch Hochleistungsscanner und dem 
Einsatz von Erkennungssoftware wird künf-
tig spezialisierte medizinische Prüfsoftware 
Plausibilitätsprüfungen in den abzurech-
nenden Belegen vornehmen und hierbei 
Fehler und Fehlabrechnungen systematisch 
erkennen. 

Nach derzeitiger Projektplanung ist die Um-
setzung einer ersten Stufe, in der die Be-
legerkennung inkl. des Auslesens der Phar-
mazentralnummer erfolgt, im vierten Quartal 
2013 geplant. 2014 erfolgt der Einsatz der 
Prüfsoftware, um zum Beispiel Rechnungen 
entsprechend den Gebührenordnungen für 

Ärzte, Zahnärzte oder Heilpraktiker vollstän-
dig zu prüfen.

eZeit: Führung von Zeitkonten nach der 
neuen Gleitzeitvereinbarung
Das auf dem letzten Personalforum vorge-
stellte Projekt eZeit hat weitere Ergebnisse 
auf dem Weg zu einer FHH-weiten Nutzung 
erzielt. So konnte im Februar 2010 eine Ver-
einbarung nach § 94 HmbPersVG zur Ein-
führung und zum Betrieb der IT-gestützten 
Zeitwirtschaft (eZeit) mit den Spitzenorgani-
sationen der Gewerkschaften abgeschlos-
sen werden. Diese ermöglicht es, in den 

Behörden und Ämtern eZeit in den Funkti-
onsbereichen Kommt-Geht, Produkterfas-
sung, Planung und Zutritt anzuwenden.

Auch das Führen von Zeit- und Ampelkon-
ten nach der neuen Dienstzeitvereinbarung 
wird mit der elektronischen Zeitwirtschaft in 
einfacher und effizienter Weise unterstützt, 
so dass die Qualität und Richtigkeit von zeit-
wirtschaftlichen Daten steigt und die Stem-
pelkarten für die Beschäftigten entfallen 
können. Derzeit werden in dem vom ZPD 
bereitgestellten Verfahren bereits ca. 13.000 
Beschäftigte in der Zeitwirtschaft und/oder 
im Zutrittssystem betreut. Das ZPD ist da-
bei zentraler Anbieter zeitwirtschaftlicher 

Lösungen und 
rechnet seine 
Leistungen über 
einen Pauschal-
preis (Ausnahme: 
Personaleinsatz 
und Schichtpla-
nung) ab. Die 
Beschaffung der 
Hard- und Soft-
ware für die Nut-
zung in den ein-
zelnen Gebäuden 
der FHH erfolgt 
aus einem über 
einen Rahmen-
vertrag bereitge-
stellten Waren-
korb.

eReise: Start des flächendeckenden Roll-
outs
Die seit Ende 2010 laufende Pilotierung in 
der Senatskanzlei und im Personalamt (inkl. 
ZAF und ZPD) von eReise mit dezentralen 
Genehmigungsworkflows und zentralen 
Abrechnungs- und Buchungsprozessen im 
ZPD hat gezeigt, dass das Verfahren nun-
mehr für alle Behörden und Ämter zum Ein-
satz kommen kann. Grundlage hierfür ist der 
Senatsbeschluss vom 5. Oktober 2010 über 
die Einführung eines Shared Services für 
Dienstreisen  (inkl. Technikunterstützung). 

Dokumentenverarbeitung mit eBeihilfe

7. Personalforum am 3.11.2011
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Nachdem in den letzten Monaten daran ge-
arbeitet wurde, letzte Verbesserungen an 
der Software und in den Abläufen umzuset-
zen, richtet sich die Planung nun auf den 
flächendeckenden Rollout.

Gespräche des Projektteams eReise mit den 
Behörden und Ämtern zur Information und 
Abstimmung von spezifischen Konfigurati-
onseinstellungen laufen bereits. Im ersten 

Quartal 2012 sollen erste Umstellungen er-
folgen, so dass dann Dienstreisende in wei-
teren Teilen der hamburgischen Verwaltung 
ihre Dienstreisen elektronisch beantragen 
und abrechnen können. Die Rollouts der er-
sten Stufe (Behörden und Ämter) erfolgen 
bis Mitte 2012, bevor ab der zweiten Jah-
reshälfte 2012 der Einsatz von eReise für 
Landesbetriebe, Hochschulen und weitere 
Einrichtungen der FHH vorgesehen ist.

eZeit Verfahrensausbau und Beteiligte (Stand 11/2011)

Zeitlicher Ablauf Rollout eReise

7. Personalforum am 3.11.2011



35

blickpunkt personal 1/2012

Arnd Reese, Personalamt

Forum 9: Aktuelle Entwicklungen im Beamtenrecht

Stets gehören die aktuellen Entwicklungen 
im Beamtenrecht zu den Topthemen des 
Personalforums. Dies war auch in diesem 
Jahr nicht anders! Das Interesse der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer daran, welche 
Änderungen in der Pipeline sind und was es 
Neues aus der Rechtsprechung gibt, war 
wie immer groß.

Aktuelles aus der Rechtsprechung
Auswahlverfahren und Beurteilungen …
 
Ausgehend von einem Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichts vom 04.11.2010 wur-
den die Bewerbungsverfahrensansprüche 
unterlegener Bewerberinnen und Bewerber 
sowie die Bedeutung dienstlicher Beurtei-
lungen in Auswahlverfahren erläutert. Aus 
der Verpflichtung des Dienstherrn, eine 
gerichtliche Nachprüfung einer Auswahl-
entscheidung zu ermöglichen, leiten sich 
danach konkrete Mitteilungs- und Warte-
pflichten ab:

 ●Die Auswahlentscheidung ist unterlege-
nen Bewerberinnen und Bewerbern vor 
der Übertragung des Dienstpostens (§ 6 
Abs. 1 Hmb. Laufbahnverordnung) auf 
den „Gewinner“ mitzuteilen. 
 ●Anschließend muss der Dienstherr vor 
der Übertragung des Dienstpostens eine 
angemessene Zeit abwarten. Empfoh-
len wird als Richtwert zwei Wochen ab 
Zugang der Mitteilung über die Ableh-
nung. Sollte es zum Antrag auf Erlass 
einer einstweiligen Verfügung kommen, 
darf der Dienstherr den Dienstposten 

erst nach Abschluss des gerichtlichen 
Verfahrens besetzen. 
 ●Nach einer erstinstanzlichen Entschei-
dung bleibt abzuwarten, ob innerhalb 
von zwei Wochen nach Bekanntgabe 
der Entscheidung Beschwerde einge-
legt wird (§ 147 Verwaltungsgerichtsord-
nung).
 ●Auch nach abschließender Beschwer-
deinstanz bleibt eine angemessene Zeit 
abzuwarten, da für unterlegene Bewer-
berinnen und Bewerber die Möglichkeit 
eröffnet ist, das Bundesverfassungsge-
richt anzurufen. Zu empfehlen ist, die 
Monatsfrist nach § 93 Abs. 1 Bundesver-
fassungsgerichtsgesetz abzuwarten. 

Der für eine Bewerberauswahl maßge-
bende Leistungsvergleich ist anhand 
dienstlicher Beurteilungen vorzunehmen. 
In der Rechtsprechung sind Beurteilungen 
die maßgebliche Grundlage für die zu tref-
fende Auswahlentscheidung. Dies hat das 
Bundesverwaltungsgericht zuletzt mit einer 
aktuellen Entscheidung vom 30.06.2011 
nochmals deutlich zum Ausdruck gebracht. 
Ein Leistungsvergleich mehrerer Bewerbe-
rinnen und Bewerber muss nach Auffassung 
des Gerichtes anhand aussagekräftiger, mit-
hin aktueller, hinreichend differenzierter und 
auf gleichen Bewertungsmaßstäben beru-
hender dienstlicher Beurteilungen erfolgen. 
Ein vorschneller Rückgriff auf (leistungsun-
abhängige) Hilfskriterien verstößt gegen 
Art. 33 Abs. 2 Grundgesetz. Solche Hilfskri-
terien dürfen allenfalls herangezogen wer-
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den, wenn sich aus dem Vergleich aller leis-
tungsbezogenen Kriterien kein Vorsprung 
von Bewerberinnen/Bewerbern ergibt. Zur 
Frage der Aktualität einer Beurteilung wurde 
deutlich, dass die häufig genannte Faust-
formel „nicht älter als 3 Jahre“ nur die ab-
solute Obergrenze bildet, die keinesfalls 
überschritten werden darf. So kann schon 
ein Zeitablauf von eineinhalb Jahren zu lang 
sein, wenn zum Beispiel eine Bewerberin 
oder ein Bewerber nach der letzten Beurtei-
lung andere Aufgaben übernommen hat. 

Streikrecht für Beamtinnen und Beamte? …

Beamte und streiken? Das geht gar nicht 
– sagt das Bundesverfassungsgericht in 
ständiger Rechtsprechung. Mit einem Ur-
teil des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte ist mit Blick auf Art. 11 
der EMRK aber Bewegung in diese Sache 
gekommen. Unter Bezugnahme auf dieses 
Urteil hat das Verwaltungsgericht Düssel-
dorf (Urteil vom 15.12.2010) entschieden, 
dass mit der Teilnahme an dem Streik zwar 
ein Dienstvergehen vorliege, aber (hier im 
Fall einer Lehrerin) keine Disziplinarmaß-
nahme hätte ausgesprochen werden dür-
fen. Abweichende Entscheidungen liegen 
mittlerweile vor vom Verwaltungsgericht 
Kassel (Urteil vom 27.07.2011), das schon 
das Vorliegen eines Dienstvergehens ver-
neint, und vom Verwaltungsgericht Osna-
brück (Urteil vom 19.08.2011), das auf der 
Linie des Bundesverfassungsgerichts von 
einem Dienstvergehen ausgeht und die ge-
troffene Disziplinarmaßnahme bestätigt hat. 
Obergerichtliche Entscheidungen liegen 
noch nicht vor (Anm: zwischenzeitlich hat 
das OVG Münster die Entscheidung des VG 
Düsseldorf mit Urteil vom 07.03.2012 aufge-
hoben und anders entschieden.) Letztlich ist 
zu erwarten, dass das Bundesverfassungs-
gericht mit der Thematik befasst werden 
wird. Das Personalamt sieht aktuell keine 
Veranlassung von der Linie, Streikmaß-
nahmen von Beamtinnen und Beamten als 
Dienstvergehen disziplinarrechtlich zu ver-
folgen (inkl. einem Verlust der Besoldung), 
abzuweichen. 

Aktuelle Vorhaben
Novellierung der Hamburgischen Laufbahn-
vorschriften …
Im Zuge der Umsetzung der Föderalis-
musreform 1 sind die Laufbahnvorschriften 
für die Fachrichtungen (vgl. § 13 Abs. 2 
HmbBG) neu zu fassen. Erfolgreich abge-
schlossen wurden die Verfahren bereits 
für die Justiz, Polizei, Feuerwehr und die 
Allgemeinen Dienste. Die Vorschriften für 
die Steuerverwaltung und die wissenschaft-
lichen Dienste befinden sich auf der Ziel-
geraden. Auch im Bereich der technischen 
Dienste sind Erfolge zu verzeichnen.
 
Erstmals gibt es eine eigene Laufbahn-
verordnung für die Allgemeinen Dienste 
unterhalb der Hamburgischen Laufbahn-
verordnung mit konkreten Regelungen ins-
besondere zu

 ●Einstellungsvoraussetzungen für Sei-
teneinsteiger/-innen,
 ●Beförderungsschwellen,
 ● verschiedenen Qualifizierungswegen,
 ●Aufstieg von der Laufbahngruppe  1 in 
die Laufbahngruppe 2.

Novellierung des Hamburgischen Personal-
vertretungsgesetzes …

Im April 2011 hat die Bürgerschaft den An-
trag der SPD-Fraktion „Mitbestimmung im 
öffentlichen Dienst wieder stärken“ (Drs. 
20/89) angenommen. Das Personalamt hat 
die Arbeiten für eine Novellierung des Ham-
burgischen Personalvertretungsgesetzes 
aufgenommen. 

Und was gibt es sonst?
 ●Mit der Verordnung zum Neuerlass ne-
bentätigkeitsrechtlicher Vorschriften 
wird die Anpassung an die Neufassung 
des Hamburgischen Beamtengesetzes 
vollzogen. Wesentliche Neuerung: Ne-
bentätigkeiten sind nicht mehr genehmi-
gungs-, sondern nur noch anzeigepflich-
tig. Die Verordnung tritt voraussichtlich 
im Dezember 2012 in Kraft. Durchfüh-
rungshinweise werden parallel erarbei-
tet.

7. Personalforum am 3.11.2011
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 ●Vor dem Hintergrund der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts 
zum Vorbehalt des Gesetzes wird das 
Thema „dienstliche Beurteilung“  im 
Hamburgischen Beamtengesetz (§ 10 
Absatz 4 HmbBG-E, § 25 HmbBG-E) 
verankert.
 ●Mit der Änderung des Hamburgischen 
Disziplinargesetzes ist unter anderem 
vorgesehen, für gerichtliche Disziplinar-
verfahren Gebühren einzuführen.  Ein 
Gesetzentwurf wird zur Zeit im Perso-
nalamt erarbeitet.
 ●Aus der Einführung des Bundesfreiwil-
ligendienstes ergeben sich eine Reihe 
dienst- und tarifrechtlicher  Fragen – zum 

Beispiel bezüglich des Nachteilsaus-
gleichs im Laufbahnrecht und der Be-
rücksichtigung als Erfahrungszeiten –, 
die aktuell im Personalamt geprüft wer-
den.

Fazit

Mit regem Interesse wurden von Teilneh-
merinnen und Teilnehmern des Forums die 
aktuellen Entwicklungen im Beamtenrecht 
aufgenommen. Insbesondere die im Mittel-
punkt stehenden Entscheidungen des Bun-
desverwaltungsgerichts führten vor Augen, 
wie wachsam man gerade im Stellenbeset-
zungsverfahren sein muss. 

Nia Katranouschkova, Renate Dalladas und Petra Lotzkat, ZAF (v.l.n.r.)

Forum 10: Von Online-Seminaren zu Learning-Nuggets: 
Qualitätsstandards im Bereich E-Learning

In diesem Forum stellte das Zentrum für 
Aus- und Fortbildung (ZAF) aktuelle Ent-
wicklungen und den aktuellen Sachstand für 
die Einführung von E-Learning dar. E-Lear-
ning ist nicht nur in der Freien und Hanse-
stadt Hamburg (FHH) ein aktuelles Thema.

E-Learning wurde bereits bei der Gründung 
des ZAF (Drs. 18/2302 2005) als Zukunfts-
thema benannt. Dort wurde der Auftrag 
formuliert, die Methoden der beruflichen 
Fortbildung weiterzuentwickeln und innova-
tive Technologien zu nutzen. Im Jahr 2011 

hat das ZAF eine Grobkonzeption über die 
multimediale Unterstützung der Fortbildung 
vorgelegt. Dazu gehört auch die Aufstellung 
und Diskussion von Qualitätsstandards für 
„gutes“ E-Learning. 

Ziele
Welche Ziele verfolgt das ZAF mit E-Lear-
ning? 

Es soll vor allem das lebenslange berufsbe-
gleitende Lernen aller Beschäftigten unter-
stützen,

7. Personalforum am 3.11.2011
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 ► einen flexiblen und niedrigschwelligen 
Zugang zur Fortbildung schaffen und 
das Angebot vervielfältigen, um den in-
dividuellen Bedürfnissen der Teilneh-
menden besser entsprechen zu können,

 ► die  Nachhaltigkeit des Lernerfolges und 
des Lerntransfers sichern und

 ► die Anschlussfähigkeit unserer Beschäf-
tigten und der FHH bei neuen Entwick-
lungen erhalten.

Mit E-Learning reagiert das ZAF also auf 
die veränderten Rahmenbedingungen für 
die Fortbildung, insbesondere auf die ver-
änderten Arbeitsabläufe durch Verwaltungs- 
modernisierung und Informationstechno-
logie sowie auf die gestiegenen Anforde-
rungen an die Flexibilität und Mobilität in der 
Fortbildung. Darüber hinaus ist E-Learning 
ein Mittel, um auf die sich verändernden 
Lerngewohnheiten insbesondere jüngerer 
Beschäftigter zu antworten. 

Nutzen
E-Learning ermöglicht eine individuelle und 
arbeitsplatznahe Qualifizierung. Wenn das 
Lernprogramm modular aufgebaut ist, kön-
nen Teilnehmende genau das lernen, was 
sie nach den eigenen Vorkenntnissen und 
den Anforderungen am Arbeitsplatz benöti-

gen und Schwerpunkte setzen. Selbstlern-
kompetenzen werden gestärkt. Aufgrund 
der zeitlichen Flexibilität im E-Learning 
können insbesondere Personengruppen, 
die in Teilzeit arbeiten oder zeitlich stark 
eingebunden sind, ihre Fortbildungszeiten 
an den eigenen Bedürfnissen anpassen. 
Wenn die Fortbildung (zum Teil) am Arbeits-
platz stattfindet, ist außerdem zu erwarten, 
dass der Lerntransfer verbessert wird. Denn 

die Arbeits- und Lernorte sind nicht künst-
lich getrennt, die Qualität und Effektivität 
der Fortbildungsmaßnahme wird dadurch 
erhöht. Teilnehmende können sofort nach 
dem Lernen das Gelernte ausprobieren und 
umsetzen.

Lernwege mit E-Learning
Das ZAF plant verschiedene E-Learning-
Formen anzubieten. Hier muss zunächst 
zwischen formellen und informellen Lern-
wegen unterschieden werden. Formelle 
Lernwege sollen den Präsenzveranstal-
tungen gleichgestellt werden und umfas-
sen die Angebote „Blended Learning“ und 
„Online Seminare“. Bei Blended Learning 
werden Präsenz- und E-Learning-Phasen 
zur Unterstützung der individuellen Vor- und 
Nachbereitung verknüpft. Online-Seminare 
ohne Präsenzphasen sprechen dagegen 
eher autodidaktische Lerntypen an. Für das 
E-Learning-Angebot wird daher ein jeweils 
alternativer Lernweg vorgesehen.

Zur Unterstützung der selbstgesteuerten, 
informellen und niedrigschwelligen Fortbil-
dung am Arbeitsplatz wurden zudem die 
Angebotsformen „Learning Nuggets“ und 
„Interaktive und/oder multimediale Arbeits-
hilfen“ konzipiert. Erstere stellen kurze 

„Wissenshäppchen“ dar, die zu strategisch 
wichtigen Themen der Fortbildung angebo-
ten werden. Letztere waren bereits Teil der 
Vereinbarung nach §94 HmbPersVG über 
den Einsatz des IT-Verfahrens Clix (2006). 
Diese Lernmodule werden bei konkretem 
Bedarf gezielt am Arbeitsplatz aufgerufen.

Um dies anschaulicher zu machen, wurde 
im Forum an dem Beispiel „Verwaltungs-

Vergleich der geplanten E-Learning-Formen, unterschieden nach formellen Lernwegen mit und ohne Präsenzphasen (links) und informellen Lernwegen (rechts).

7. Personalforum am 3.11.2011



39

blickpunkt personal 1/2012

Know-How für Quereinsteiger“ exempla-
risch gezeigt, wie eine Veranstaltung mit 
Blended Learning angereichert werden 
kann. E-Learning kann vor der Präsenz-
veranstaltung als Arbeitsunterstützung und 
zum Erwerb von sofort benötigtem Grundla-

genwissen dienen, das heißt als Erste Hilfe, 
zum Beispiel bei Fragen wie: „welche Form 
muss bei Vermerken eingehalten werden“, 
„was ist Schriftgutverwaltung“, „Verwal-
tungsorganisation“. Nach der Veranstaltung 
kann das E-Learning-Angebot zur Vertie-
fung oder Wiederholung (Nachschlagewerk) 
verwendet werden.

Um den Nutzen von E-Learning auch wirk-
lich auszuschöpfen, hat das ZAF einen 
Qualitätskriterienkatalog für den Einsatz 
von Lernprogrammen in der FHH entwi-
ckelt. Dieser stellt Transparenz über die 
Anforderungen an qualitativ hochwertiges 
E-Learning her, etwa bei Einkauf oder der 
Beauftragung von E-Learning-Modulen. Die 
aufgestellten Kriterien können jeweils den 
Themenbereichen didaktische Konzeption, 
inhaltliche Aufbereitung und Begleitmate-

rial, Benutzerfreundlichkeit, Barrierefreiheit, 
Technik sowie Medien und Gestaltung des 
Lernprogramms zugeordnet werden. Der 
Kriterienkatalog wurde exemplarisch im Fo-
rum vorgestellt.

Diskussion
Zum Abschluss erörterten die Forumsteil-
nehmenden die Frage, wo aus ihrer Sicht 
ideale Einsatzgebiete für E-Learning in der 
FHH liegen. Diese wurden den Formen 
„Blended Learning“ bzw. „Learning Nuggets 
zugeordnet“. Die rege Diskussion brachte 
viele Ideen hervor, wo E-Learning und ins-
besondere kurze, informelle Angebote sinn-
voll wären, zum Beispiel: 

 ► Erinnerungshilfen zu Rechtsanwen-
dungen (Information, dass es „Neues“ 
gibt, Learning Nuggets)

 ► Organisation/Aufbau der FHH (Learning 
Nuggets)

 ► Neue Organisationsstruktur bei Umor-
ganisationen (Learning Nuggets)

 ► „Refresher“ zu IT-Anwendungen oder 
Fachverfahren, zum Beispiel Micro-
soft Office oder Eldorado, auch für An-

Möglichkeit für die Umsetzung von „Verwaltungs-Know-How für Quereinsteiger“ als Blended Learning.
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wendungen die selten benötigt werden 
(Learning Nuggets)

 ► Kurzinformation zu Fachthemen oder 
Arbeitsfeldern für Interessierte oder 
Neueinsteiger auf einer Stelle (Learning 
Nuggets / Blended Learning)

 ► Auffrischung zum Beurteilungswesen 
(Blended Learning)

 ► IT-Trainings (Blended Learning)
 ► Coaching (Blended Learning).

Insgesamt hat die lebhafte Diskussion im 
Workshop gezeigt, dass bei den Behörden 
ein Interesse für E-Learning besteht und 
viele verschiedene Einsatzbereiche denk-
bar sind. 

7. Personalforum am 3.11.2011

Corinna Kreibich und Heide Vogt, Personalamt

Forum 11: Verwendungsbreite – ein Mythos?

Impulse und Ergebnis der Diskussion
Das Forum fand als sehr offen angelegte 
und teilnehmerorientierte Diskussion auf 
Basis pointierter Impulse und Fragen statt. 
Für die Allgemeinen Dienste (ca. 12.000 
Beschäftigte) rekrutiert die Freie und Han-
sestadt Hamburg (FHH) laufbahngrup-
penübergreifend pro Jahr ca. 140 bis 160 
Nachwuchskräfte. Eine der wesentlichen 
Auswahlprämissen ist dabei die Verwen-
dungsbreite des Verwaltungsnachwuchses. 
Hat dieser Nachwuchs jedoch nach den 
ersten Jahren Verwaltungspraxis die Idee, 
eine neue Aufgabe wahrzunehmen, stellt er 
fest, dass er einen Spezialisierungsprozess 
durchlaufen hat. Für die zu besetzenden 
Stellen wiederum werden per Stellenaus-
schreibungen überwiegend Spezialistinnen 
und Spezialisten gesucht. Die Wahrschein-
lichkeit eines hohen Deckungsgrades zwi-
schen Beschäftigten- und Stellenprofil ist 
entsprechend gering.

Unsere Ausgangfragen der Diskussion an 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer waren 
deshalb:
1. Welche Voraussetzungen müssen erfüllt 
sein, damit Stellenbesetzungsverfahren auf 
Basis von nicht eingrenzenden Stellenaus-
schreibungen gelingen?
2. Wie gelingt es Bewerberinnen und Be-
werbern, in Besetzungsverfahren erfolg-
reich zu sein, obwohl sie die gewünschte 
Spezialisierung nicht mitbringen?
3. Wann und warum sind Spezialistinnen 
und Spezialisten tatsächlich unverzichtbar?
4. Gibt es außer fachlichen Qualifikationen 
weitere entscheidende Schlüsselqualifikati-
onen?
5. Welches sind dabei die Rollen von Füh-
rungskräften und dem (de)zentralem Perso-
nalmanagement?

Das Prinzip der Verwendungsbreite geht 
davon aus, dass Wechsel zwischen durch-
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aus verschiedenen Tätigkeiten im Laufe des 
Berufslebens möglich und wünschenswert 
sind. Verwendungsbreite und Mobilität sind 
also zwei Seiten einer Medaille. Im Forum 
wurden deshalb die Möglichkeiten, Notwen-
digkeiten und praktischen Erfahrungen dis-
kutiert, die sich unter dem Stichwort „Mobi-
lität“ zusammenfassen lassen. Wichtig war 
den Teilnehmerinnen und Teilnehmern da-
bei eine differenzierte Auseinandersetzung 
und Bewertung mit den verschiedenen Sei-
ten und Akteuren:

So muss zwischen der Sichtweise der Or-
ganisation und der Sichtweise der/des 
einzelnen Beschäftigten unterschieden 
werden: Während die Organisation Wechsel 
theoretisch grundsätzlich begrüßt und prak-
tisch auch Förderinstrumente bereitstellt, 
muss die Perspektive der Beschäftigten 
nicht in jedem Fall ebenso positiv sein. Zu-
gleich kann es auf Seiten der Organisation 
wie auch auf Seiten der/des Beschäftigten 
(Sach-) Zwänge geben, die einen Wech-
sel erforderlich machen (zum Beispiel bei 
den Asklepios-Rückkehrerinnen und Rück-
kehrern, bei Umorganisationen und Kon-
flikten am Arbeitsplatz).

Aspekte aus der Diskussion 
Im Laufe des Workshops wurden die ge-
nannten Implikationen beleuchtet und hin-
terfragt.

Die Ebene der Organisation
 ► Die Organisation wünscht und unter-

stützt Mobilität. Warum eigentlich? Stimmt 
die Annahme, Mobilität sei immer und 
grundsätzlich gut? Hätte es Folgen, wenn 
die Annahme nicht stimmt? Werden Stabili-
tät und Mobilität vergleichbar wertgeschätzt 
und damit die Beschäftigten, die für das eine 
oder andere stehen? Wenn nicht, muss die 
Organisation darauf Einfluss nehmen?

 ► Sollte die Organisation Mobilität aktiv be-
werben bzw. belohnen, also Anreizsysteme 
schaffen? Und/oder sollte sie obligatorische 
Wechsel, zum Beispiel auf bestimmten Füh-
rungsebenen vorsehen?

 ► Greifen die vorhandenen Instrumente 

der FHH? Kann die Wirksamkeit der freiwilli-
gen Mobilität (im Personalamt), der Teilzeit-
Börse, des wertgleichen Wechsels, der Stel-
lenausschreibungen erhöht werden? 

 ► Wenn die Mobilitätsmeldung mit einem 
Imageverlust verbunden wird, ist es Aufga-
be der Organisation, dies zu verändern?

 ► Gibt es weitere Instrumente zur Förde-
rung der Mobilität? Ideen dazu wären: Virtu-
elle Tauschplattform im Personalportal, de-
zentrale Mobilitätsbörsen, organisierte Tref-
fen von Mobilitätswilligen, Bekanntmachen 
von Best-Practice-Beispielen, Ermutigung 
von Vorgesetzten etc.

 ► Der Arbeitsdruck erzeugt hohe Nachfra-
ge nach Fachwissen auf allen Ebenen. Die 
Organisation glaubt, sich Einarbeitungs-
zeiten nicht mehr leisten zu können. Das 
erzeugt häufig hoch spezialisierte Stellen-
ausschreibungen.

 ► Der in einer Stellenausschreibung ge-
wünschte Spezialisierungsgrad ist die Stell-
schraube, die Gestaltung liegt grundsätzlich 
im Organisationsermessen.

 ► Anstelle eines zwingenden fachlichen 
Profils kann auch die Passung eines Per-
sönlichkeitsprofils in das soziale Gefüge 
eines Bereiches gepaart mit Lernvermögen 
und Veränderungsbereitschaft als Schlüs-
selqualifikation funktionieren.

 ► Das operationale Wissen über die Fluk-
tuation könnte besser sein: Es fehlen Daten: 
Wie häufig wechseln Beschäftigte im Durch-
schnitt den Arbeitsplatz, wie beeinflusst das 
die Arbeitsproduktivität und –zufriedenheit? 
(Berufs- und laufbahnspezifische Betrach-
tung nötig.) 

Die Ebene der Beschäftigten
 ► Beschäftigte mit Wechselwunsch wer-

den teilweise dadurch behindert, dass Spe-
zialwissen und eben nicht die Verwendungs-
breite bei Auswahlverfahren im Vordergrund 
steht (siehe oben). Das erzeugt häufig Fru-
stration und Demotivation.

 ► Beschäftigte ohne Wechselwunsch 
müssen gelegentlich aus organisatorischen 
Gründen wechseln. Das erzeugt ebenfalls 
häufig Frustration und Demotivation.

 ► Beschäftigte sollten von ihren Vorge-
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setzten unterstützt werden, wenn sie wech-
selwillig sind. Vorgesetzte sind die ersten 
Personalentwicklerinnen und –entwickler!

 ► Beschäftigte sollten dort, wo sie über 
Jahre als stabilisierende Säulen agieren, 
ebenfalls wertgeschätzt werden.

 ► Wertgleicher Wechsel sollte nicht als 
„Schritt zur Seite“, sondern als Erweiterung 
des Profils gesehen werden.

 ► Ist es für Teilzeitbeschäftigte (und damit 
einer Vielzahl vor allem von Frauen) schwie-
riger, zu gefragten Spezialistinnen zu wer-
den? Ist es überhaupt ratsam? 

Fazit:
Das Thema Verwendungsbreite wirft vor 
allem Fragen nach der Bewertung, Förde-
rung bzw. Verhinderung von Mobilität auf 
und zwar jeweils unterschiedlich aus Sicht 
der Organisation und aus Sicht der Be-
schäftigten. 

So gab es keine eindeutige Antwort auf die 
Frage, ob Verwendungsbreite ein Mythos 
ist, wohl aber verschiedene Spuren auf dem 
Weg zu einer Antwort. Das Personalamt 
wird die Spuren weiter verfolgen.

Nicolaus Böttcher, Personalamt

Forum 12: Aktuelle Themen aus dem Besoldungs- und 
Versorgungsrecht
Der Vortrag wurde zusammengefasst von Patrick Heitbrink, Personalamt

Zum 15. Juli hatte Herr Böttcher die Lei-
tung des Referats P11 von Herrn Reese 
übernommen. Im Forum 12 informierte er 
nun eine Stunde lang über aktuelle The-
men des Besoldungs- und Versorgungs-
rechts, wobei er den Schwerpunkt klar auf 
den Besoldungsbereich legte. Zu Beginn 
des Forums ging Herr Böttcher auf drei ak-
tuelle Entscheidungen des Europäischen 
Gerichtshofes (EuGH) und des Bundesver-
waltungsgerichts (BVerwG) ein und stellte 
ihre entsprechende Relevanz für das ham-
burgische Dienstrecht dar. Dabei vergab er 
die drei Kategorien erfreulich, macht Arbeit 
und wird Arbeit machen.

Themen aus der Rechtsprechung

1. Grundvergütung nach Lebensaltersstu-
fen (Urteil des EuGH vom 8. September 
2011)

Die Entscheidung des EuGH, die im We-
sentlichen eine Staffelung der Grundvergü-
tung nach Lebensaltersstufen als Diskrimi-
nierung wegen Alters verbietet, fällt in die 
Kategorie erfreulich. Sie bestätigt die Ent-
scheidung, bei der Neukonzeption des ham-
burgischen Besoldungsrechts nicht weiter 
am Besoldungsdienstalter (BDA) festzuhal-
ten, sondern die berufliche Erfahrung zum 
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Maßstab für die Besoldung zu machen. Ge-
mäß der Entscheidung des EuGH ist eine 
Überleitungsregelung zur Ablösung des 
bestehenden Systems zur Vermeidung von 
Einkommensverlusten der Beschäftigten 
auch dann zulässig, wenn sie ihrerseits 
dazu führt, dass die Ungleichbehandlung 
vorübergehend fortgesetzt wird.

2. Familienzuschlag bei Konkurrenzsitua-
tionen zwischen HmbBesG – TVÜ-L (Urteil 
des BVerwG vom 16. Dezember 2010)

Der Sachverhalt dieser Entscheidung ist et-
was komplexer und lässt sich stark verein-
facht wie folgt zusammenfassen: In Zeiten, 
als der BAT noch gegolten hat, wurde bei 
Partnerschaften, in denen beide Partner im 
öffentlichen Dienst beschäftigt waren, der 
Familienzuschlag derjenigen Person ge-
zahlt, die auch das Kindergeld bekam. § 45 
Abs. 5 Hamburgisches Besoldungsgesetz 
(HmbBesG) regelt den Familienzuschlag 
bei entsprechenden Konkurrenzsituationen. 
In diesen Konkurrenzfällen ist eine Teil-
zeitbeschäftigung bei der Gewährung des 
Familienzuschlags in bestimmten Fällen 
unbeachtlich, eine Minderung erfolgt nicht. 
Seit Inkrafttreten des TV-L bzw. TVÜ-L sind 
in deren Anwendungsbereich die kinderbe-
zogenen Anteile weggefallen. Nach TVÜ-L 
wird eine Besitzstandszulage gezahlt. Die-
se war nach bisheriger Auffassung im Zu-
sammenhang mit § 45 Abs. 5 HmbBesG 
nicht zu berücksichtigen, bei einer Teilzeit-
beschäftigung wurde der Familienzuschlag 
deshalb gekürzt. Das BVerwG hat nunmehr 
entschieden, dass auch bei Zahlung einer 
Besitzstandzulage eine Konkurrenzsituation 
vorliegt und § 45 Abs. 5 Satz 3 HmbBesG in 
diesen Fällen zu beachten ist.

Die Problematik besteht darin, dass die kon-
kreten Fälle nicht durch PAISY ausgeworfen 
werden können und somit nicht von Amts 
wegen ermittelbar sind. Deshalb müssen 
die Betroffenen einen Antrag stellen. P11 
erstellt derzeit ein entsprechendes Rund-
schreiben, das allen Mitarbeitern in Kürze 
zugehen wird.

3. Stellenbündelung (Urteil des BVerwG 
vom 30. Juni 2011)

Die dritte vorgestellte Entscheidung be-
schäftigt P11 bisher noch nicht so sehr, 
könnte aber in Zukunft bedeutender werden. 
Eine Beförderungspraxis im Rahmen ge-
bündelter Dienstposten kann in bestimmten 
Ausgestaltungen den hergebrachten Grund-
sätzen des Art. 33 Abs. 5 GG im Allgemei-
nen (hier zum Beispiel Leistungsprinzip, 
Alimentationsprinzip oder amtsangemes-
sene Beschäftigung)  und dem Grundsatz 
der funktionsgerechten Besoldung (§ 21 
HmbBesG) im Besonderen widersprechen. 
Nach der Entscheidung des BVerwG bedarf 
grundsätzlich jeder Dienstposten einer ent-
sprechenden Dienstpostenbewertung, eine 
Bündelung mehrerer Dienstposten erfordert 
eine besondere sachliche Rechtfertigung. 
Rechtfertigungsgründe können sich dabei 
nur aus den Besonderheiten der jeweiligen 
Verwaltung ergeben. 

Im weiteren Verlauf des Forums informierte 
Herr Böttcher über die aktuellen Sachstän-
de der Gesetzgebung.

Themen aus der Gesetzgebung

1. 8. Dienstrechtsänderungsgesetz
Das 8. Dienstrechtsänderungsgesetz bein-
haltet aus besoldungsrechtlicher Sicht ne-
ben kleineren, überwiegend redaktionellen 
Änderungen im Wesentlichen die Anpas-
sung der Amtsbezeichnungen der Profes-
sorinnen und Professoren (insbesondere 
die Wiedereinführung der Ämter der Uni-
versitätsprofessorinnen und Professoren) 
und die Einführung einer Amtszulage für die 
Landeswahlleitung.

2. Mehrarbeitsvergütungsverordnung
P11 bereitet gerade den Entwurf einer 
Hamburgischen Mehrarbeitsvergütungsver-
ordnung vor. Dabei sind allerdings keine 
wesentlichen Änderungen gegenüber der 
bisherigen Verordnung vorgesehen. Es er-
folgen Anpassungen an Hamburgisches 
Recht sowie Änderungen auf Grund von 
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Rechtsprechung. Die Hamburgische Mehr-
arbeitsvergütungsverordnung soll im Früh-
jahr 2012 in Kraft treten.

Im dritten Teil des Forums beleuchtete Herr 
Böttcher noch Themenfelder aus der Praxis.

Thema aus dem Vollzug

Beförderungsfälle im HmbBesÜG
Ein wichtiger Punkt sind die Beförderungs-
fälle im Rahmen des Hamburgischen Besol-
dungsüberleitungsgesetzes (HmbBesÜG). 
Die Problematik, die sich hier stellt, ist die 
fehlende Möglichkeit, in PAISY individuelle 
Karriereverläufe abzubilden. Somit muss bei 
jeder Beförderung das Stufungsdatum von 
übergeleiteten Beamtinnen, Beamten, Rich-
terinnen und Richtern überprüft werden, da 
zum einen die Einordnung in die Stufe oder 
Überleitungsstufe erhalten bleiben muss 
und zum anderen die gesetzlich vorgese-
hene Erfahrungszeit in den Stufen einge-
halten werden muss. Dass dies erforderlich 
sein würde, wurde erst im Verlauf der Zeit 
- insbesondere auch durch Rückmeldungen 
aus der Praxis - in seinem ganzen Ausmaß 
erkennbar.

Die manuellen Korrekturen können auf-
grund der Funktionsweise von PAISY nur 
über eine Manipulation des Stufungsdatums 

durchgeführt werden. Dabei wird als maß-
geblicher Zeitpunkt immer der Zeitpunkt des 
nächsten Stufenaufstiegs genommen, weil 
dadurch das Ende und somit auch die Lauf-
zeit der erreichten Stufe bestimmt wird.

Hierzu hat P11 eine Reihe von Maßnahmen 
durchgeführt:

 ●Erstellung von Durchführungshinweisen 
vom 14. Juni 2011,
 ●Entwicklung von Berechnungsbögen,
 ●Durchführung einer Seminarreihe,
 ●Überarbeitung der Durchführungs-
hinweise und Berechnungsbögen auf 
Grund von Rückmeldungen aus den Se-
minaren,
 ●Aktualisierung der Durchführungshin-
weise (Stand 1. September 2011) und 
Berechnungsbögen, beides im Perso-
nalportal zu finden, 
 ●MittVw vom 15. September 2011,
 ●Versendung von Listen mit zu überprü-
fenden Fällen durch das ZPD,
 ● geplante Erarbeitung von Berechnungs-
bögen im pdf-Format, die direkt am 
Rechner bearbeitet werden können.

Besonders wichtig für P11 sind hierbei die 
gute Zusammenarbeit und die Rückmel-
dungen aus den Dienststellen sowie die hilf-
reichen Hinweise aus der Praxis.  
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André Kuhring und Jens Scheunemann, Personal-
amt, Dienst- und Tarifrecht

Forum 13: Einblicke in die „neue“ Entgeltordnung der Län-
der

Es ist schon ein kleiner Spagat, über die 
„neue“ Entgeltordnung zu referieren, wenn 
die Überarbeitung noch nicht ganz abge-
schlossen ist und die Unterschriften noch 
fehlen. 

Im Vortrag machte Herr Kuhring allerdings 
deutlich, dass dieses Mammutwerk, das 
die Vergütungsordnung des Bundesange-
stellentarifvertrags (BAT) sowie das Lohn-
gruppenverzeichnis zum Manteltarifvertrag 
Arbeiter (MTArb) ablösen wird, nach vielen 
Jahren der Verhandlung zwischen den Tarif-
vertragsparteien nunmehr hinreichend weit 
fortgeschritten und die Eckpunkte klar seien. 
Einige tausend Tätigkeitsmerkmale wurden 
unter die Lupe genommen, angepasst und 
harmonisiert. Neben der Zusammenführung 
von Vergütungs- und Lohngruppen in einer 
Entgeltordnung war vor allem beabsichtigt, 
eine vernünftige Sprache zu finden. Außer-
dem sollten die aktuellen Entwicklungen in 
der Rechtsprechung zum Eingruppierungs-
recht eingearbeitet werden. 

Die Entgeltordnung wird, soweit war dies  
zum Zeitpunkt des Personalforums deut-
lich, zum 01.01.2012 in Kraft treten. Die 
Verhandlungen mit den Gewerkschaften 
standen zum Zeitpunkt des Personalforums 
kurz vor dem Abschluss. Demnach gelten 
ein Rumpfteil des Tarifvertrags für den öf-
fentlichen Dienst der Länder (TV-L) und  be-
stimmte bisherige Überleitungsvorschriften  
nur noch bis 31.10.2012 fort. Danach wird 
ausschließlich das neue Recht gelten. 

Von der Vergütungsordnung zur Entgelt-
ordnung

Seit 2009 fanden auf Grund der Vereinba-
rung der Tarifvertragsparteien zu einem 
Vorgehen in zwei Phasen intensive Ver-
handlungen zur Modernisierung der Entgelt-
ordnung statt. In dem vereinbarten ersten 
Schritt erfolgte „lediglich“ die redaktionelle 
Überarbeitung der ca. 17.000 Tätigkeits-
merkmale der Vergütungsordnung und die 
Einarbeitung des Lohngruppenverzeich-
nisses in die Systematik der Entgeltordnung. 
Die Formulierung neuer Tätigkeitsmerkmale 
ist erst im zweiten Schritt zu erwarten (Aus-
nahme in Entgeltgruppe 4; siehe unten), der 
bis auf Weiteres zurückgestellt ist. 
  
Für die Lehrerinnen und Lehrer gelten nach 
wie vor die Lehrkräfte-Richtlinien, die ana-
log der Entgeltordnung modifiziert wurden.

Und was hat sich sonst noch inhaltlich 
getan?

 ► Insgesamt wurde die Struktur von fünf 
auf vier Teile begrenzt:

 ●Teil I beinhaltet die Allgemeinen Tätig-
keitsmerkmale für den Verwaltungs-
dienst.
 ●Teil II weist Tätigkeitsmerkmale für be-
stimmte Berufsgruppen aus.
 ●Teil III führt alle Tätigkeitsmerkmale für 
Beschäftigte mit körperlich/handwerklich 
geprägten Tätigkeiten auf.
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 ●Teil IV enthält die Tätigkeitsmerkmale für 
Beschäftigte im Pflegedienst.

 ► Innerhalb dieser Teile wurden in den 
Entgeltgruppen 2 bis 8 die bisherigen bis zu 
sechsjährigen Bewährungs- und Fallgrup-
penaufstiege und Vergütungsgruppenzula-
gen eingearbeitet.

 ► Zudem wurden die bislang freien Ent-
geltgruppen 4 und 7 belegt.

 ► Dabei wurde in der Entgeltgruppe 4 
ein neues Tätigkeitsmerkmal geschaffen, 
welches sogenannte „schwierige Tätig-
keiten“ beinhaltet. In diesem Merkmal ge-
hen je nach Schwierigkeitsgrad die bishe-
rigen Tätigkeiten aus dem Klammerzusatz 
zu Vergütungsgruppe VIII Fallgruppe 1a der 
Vergütungsordnung zum BAT auf.

 ► Weiterhin wurden Ingenieurinnen und 
Ingenieure, deren Tätigkeit mit einem Ar-
beitszeitanteil von mindestens 1/3 v.H. He-
raushebungsmerkmale enthält, höheren 
Entgeltgruppen zugeordnet.     

 ► Statt des bisherigen Bereichs „Ange-
stellte in der Datenverarbeitung (DV)“ wird 
es in der neuen Entgeltordnung einen neuen 
Bereich  „Beschäftigte in der Informations-
technik“ geben. Das Verhandlungsergebnis 
wird allerdings wohl erst ab Ende März 2012 
veröffentlicht werden, wobei eine Rückwir-
kung zum 01.01.2012 geplant ist.

 ► Für die Freie und Hansestadt Hamburg 
(FHH) müssen nach Abschluss der Redak-
tionsverhandlungen zur Entgeltordnung je-
doch noch das Lohngruppenverzeichnis der 
FHH auf landesbezirklicher Ebene neu ver-
handelt und die landesspezifischen Eingrup-
pierungsregelungen angepasst werden. 

Für wen und wie erfolgt die Eingruppie-
rung?

Durch die Überleitung der Beschäftigten in 
die neue Entgeltordnung erfolgt keine au-
tomatische Neufestsetzung der Eingrup-
pierung der bisherigen Beschäftigten. Die  
Überleitungsregelungen der §§ 8 und 9 des 
Tarifvertrags zur Überleitung der Beschäf-
tigten der Länder in den TV-L und zur Re-
gelung des Übergangsrechts (TVÜ-Länder) 
werden durch die Einbeziehung der Bewäh-
rungs- und Fallgruppenaufstiege sowie der 

Vergütungsgruppenzulagen in die neue Ent-
geltordnung zwar aufgelöst. Jedoch haben 
die Beschäftigten im Rahmen des „Gün-
stigerprinzips“ eine Wahlmöglichkeit zwi-
schen dem Verbleib in der bisherigen Ein-
gruppierung und der Eingruppierung nach 
der Entgeltordnung. Entscheiden sie sich 
für eine Eingruppierung nach der Entgelt-
ordnung, müssen die Beschäftigten bis zum 
31.12.2012 einen Antrag stellen, der dann 
rückwirkend ab 01.01.2012 greift.  

Allerdings besteht diese Wahlmöglichkeit 
nicht für ab dem 01.01.2012 neu eingestell-
te Beschäftigte. Diese werden ausschließ-
lich nach den Tätigkeitsmerkmalen der Ent-
geltordnung eingruppiert.

Wer berät die Beschäftigten?

Die Effekte einer Neueingruppierung nach 
der Entgeltordnung sind nicht eindeutig 
vorhersehbar. So kann es durchaus sein, 
dass sich Beschäftigte mit der bisherigen 
Eingruppierung unter Berücksichtigung aller 
diesbezüglichen Parameter (zum Beispiel 
unmittelbar bevorstehender Stufenaufstieg, 
aufgrund des Übergangsrechts noch zu er-
wartender Bewährungsaufstieg) auf Sicht 
finanziell günstiger stellen, als bei einer 
Eingruppierung nach der Entgeltordnung. 
Dies ist auch durch die Personalstellen im 
Hinblick auf die individuelle Lebensplanung 
der Beschäftigten nicht ohne Weiteres kal-
kulierbar. Daher haben die  Personalstellen 
auch keine Beratungs- sondern lediglich 
eine Auskunftspflicht und sollten deshalb 
schon aus Haftungsgründen, so der Rat von 
Herrn Kuhring, mit der Beratung in dieser 
Angelegenheit zurückhaltend sein, zumal 
ein einmal gestellter Antrag nicht zurück 
genommen werden könne. Die Auskunfts-
pflicht beziehe sich auf Verlangen des Be-
schäftigten lediglich auf die bei bisheriger 
und nach der Entgeltordnung erfolgender  
Eingruppierung zu erreichenden Parameter. 
Die eigene Entscheidung könne aber keiner 
und keinem Beschäftigten abgenommen 
werden. Einer Beratung durch die Personal-
vertretung stehe allerdings aus Arbeitgeber-
sicht nichts entgegen. 
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Tanja Bauermeister, Personalamt

Forum 14: Job sucht Bewerbungen – Anforderungsprofile 
in Stellenausschreibungen

Dies ist der Titel des Workshops Nr. 14, den 
Frau Bauermeister, Frau Goldade, Frau G. 
Meier und Herr Lautenschläger vom Referat 
P34 präsentierten.

Der Untertitel „Anforderungsprofile in 
Stellenausschreibungen“ wies auf den 
Schwerpunkt der Veranstaltung hin. Zen-

trale Fragestellung war die optimale Ge-
staltung von Ausschreibungstexten für eine 
möglichst hohe Wirkung im Rahmen profes-
sioneller Personalarbeit. 

Im Impulsvortrag zu Beginn des Workshops 
wurde das Ergebnis aus der Behördenbe-
fragung 2010 zur Evaluation der Stellena-

Auf Grund der engen Terminlage gibt es 
bislang keine Durchführungshinweise. Das 
Personalamt hofft allerdings, entsprechende 
Hinweise im ersten Quartal 2012 veröffentli-
chen zu können. 

Worin bestehen weitere Unterschiede? 
Was bleibt erhalten?

Für die Entgeltgruppenzulagen galt die Vor-
gabe, dass Kostenneutralität gewahrt blei-
ben müsse. Sie bleiben nun in der Entgelt-
verordnung teilweise erhalten, werden aber 
zeitlich ratiert, d.h. nicht erst nach einer Zeit 
der Berufserfahrung, sondern sofort, dafür 
aber insgesamt reduziert, gewährt. 

Auch gilt weiterhin der Grundsatz, dass die 
Eingruppierung eine Entgeltgruppe nied-
riger erfolgt, sofern die in den Tätigkeits-
merkmalen der jeweiligen Entgeltgruppe 
geforderten Voraussetzungen nicht erfüllt 
werden. Daneben ist jedoch der „sonstige 

Beschäftigte“ erhalten geblieben.

Im Anschluss an den Vortrag von Herrn Kuh-
ring wird im Forum gefragt, ob durch den 
Abschluss des Weiterbildungs-Masters au-
tomatisch der Zugang zum höheren Dienst 
ermöglicht werde. Dies wird verneint. Für 
den Wechsel auf eine E 13-Stelle, die eine 
abgeschlossene wissenschaftliche Hoch-
schulbildung erfordere, gelte weiterhin, 
dass mit dem Master die Qualifizierungsvo-
raussetzungen prinzipiell erfüllt; nicht aber 
automatisch auch die Laufbahnvorausset-
zung erfüllt seien. 

Ausblick

Zum Abschluss wies Herr Kuhring noch 
darauf hin, dass die Länder derzeit an ein-
heitlichen Schulungsunterlagen arbeiten, so 
dass die Überleitung auf die Entgeltordnung 
in allen Ländern grundsätzlich auch nach 
einheitlichem Muster erfolgen könne.
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nordnung vorgestellt. Mit dieser jährlichen 
Befragung wird das Einstellungsverhalten 
der Behörden und Ämter beobachtet.

Schlaglichtartig wurden hier einige Ergeb-
nisse der Behördenbefragung 2010 darge-
stellt: 

Von 1.500 insgesamt ausgewerteten Stel-
len waren

 ► Externe Besetzungen       801 (54%)
 ► Interne Besetzungen        541 (36%)
 ► Unbefristete Einstellungen  1.149 (77%)
 ► Befristete Einstellungen         351 (23%)
 ► Keine geeigneten Bewerber  
gefunden                                108 (7%)

 ► Verfahren abgebrochen           50 (3%)
 ► 37 Stellen, auf die keine Bewerbungen      

eingingen
Diese Zahlen und die nachstehende Tabel-
le wurden im zweiten Teil des Workshops, 
unter den Fragestellungen diskutiert, wie 
viele Bewerberinnen und Bewerber für eine 
geeignete Auswahl benötigt werden, ob das 
Führen, die Form und der Inhalt von Aus-
schreibungen zur Selbstauswahl der poten-
tiellen Bewerberinnen und Bewerber führt 
und ob unsere Stellenausschreibungen 
heute werbend genug formuliert sind.

Anschließend stellten die Vertreterinnen 
und Vertreter von P34 Thesen zur Diskus-
sion vor:

Aspekte von Stellenausschreibungen

 ●Stellenausschreibungen stehen gera-
de im öffentlichen Dienst im rechtlichen 
Kontext!

 ●Sie sind Basis und Bezugsgröße für die 
Durchführung von Auswahlverfahren.
 ● Je mehr geeignete Bewerberinnen und 
Bewerber es gibt, desto valider ist die 
Auswahl. Wie kann man vor diesem Hin-
tergrund die Zahl der eingegangenen 
Bewerbungen bewerten?
 ●Tragen die Stellenausschreibungen zur 
„corporate identity“ der FHH bei? Las-
sen sie genügend Spielraum zur Indivi-
dualität?
 ●Ermöglichen die Informationen der 
Stellenausschreibung die zutreffende 
Selbstauswahl der potenziellen Bewer-
berinnen und Bewerber oder schließen 
sie von vornherein geeignete Interes-
sierte aus? Wird die interne Mobilität 
und Flexibilität ausreichend gefördert?
 ●Sind Stellenausschreibungen werbend 
genug formuliert, damit sich möglichst 
viele Geeignete bewerben?
 ●Wie kann der Geschäftsprozess an der 
Schnittstelle zum Personalamt optimiert 
werden?

Ziel war es, die Umsetzung von Stellenaus-
schreibungen unter neuen Fragestellungen 
zu beleuchten und zu hinterfragen. Hieraus 
entwickelte sich eine spannende Diskus-

sion: Die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer des Workshops haben dabei 
deutlich gemacht, dass sie neben dem 
allgemeinen Bestreben, behördenü-
bergreifende Mobilität weiter zu entwi-
ckeln und der Vorgabe der Ausschrei-
bungspflicht für alle zu besetzenden 
Stellen, weiteren Anforderungen ge-
genüberstehen. So wurden folgende 
Statements zusammengetragen:

Statements aus der Diskussion

 ●Kriterien im Anforderungsprofil steuern 
die Anzahl der Bewerberinnen und Be-
werber.
 ●Externe Bewerberinnen und Bewerber 
beachten weniger das Anforderungspro-
fil als interne Bewerber.
 ●Stellenausschreibungen sind im Text 
nach der Veröffentlichung rechtlich bin-
dend, sie sollten deshalb strikt nach dem 
Auswahlleitfaden erstellt werden.

Anzahl der Bewerbungen/
Spanne

Anzahl der Aus-
schreibungen

Anteil in %

1-5 314 23,4%
6-10 248 18,5%
11-20 314 23,4%
21-30 182 13,6%
31-50 143 10,7%

>51 141 10,5
Gesamt 1342 100%

Quelle: Ergebnis der Behördenbefragung 2010
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Renate Dalladas und Thomas Wilharm, ZAF

Forum 15: Was hat uns die IT-Qualifizierungsoffensive ge-
bracht? – Ergebnisse der Evaluation 

Aufgrund eines Senatsauftrages (IT-Ge-
samtplan) führte das Zentrum für Aus- und 
Fortbildung (ZAF) in den Jahren 2008 
- 2010 eine hamburgweite IT-Qualifizie-
rungsoffensive durch. Ziel war es, die IT-
Kompetenzen aller Beschäftigten auf einen 
einheitlichen (Mindest-) Standard zu heben. 
Ein weiterer Leitgedanke war die Erhöhung 

der Selbstlernkompetenz, um für die stei-
genden Herausforderungen am Arbeitsplatz 
gut vorbereitet zu sein. Bestandteil der Qua-
lifizierungsoffensive waren verschiedene 
Grundlagenseminare zu den gängigen 
Office-Programmen sowie SharePoint und 
Umstiegsseminare für Office 2007/2010. 

 ●Die Schließung des Arbeitsmarktes ge-
stattet etwas offenere Formulierungen 
der Stellenausschreibungen, erfordern 
diese sogar unter Umständen auch, da-
mit sich geeignete Personen angespro-
chen fühlen.
 ●Ausschreibungen müssen so formuliert 
werden, dass sich internes Personal 
auch angesprochen fühlt. Sie sind oft 
noch den Stellenbeschreibungen sehr 
ähnlich.
 ●Eine unattraktive Bezahlung sorgt in 
bestimmten Behörden und Ämtern für 
niedrige Bewerberzahlen, hier wird eine 
Flexibilität in Bezug auf Regularien des 
Tarif- und Besoldungsrechts gewünscht.
 ●Die vorrangig gewollte Einsteuerung 
des strukturell mobilen Personals und 
des strukturell mobilen gleichgestellten 
Personals sowie die Förderung der in-
dividuellen Mobilität muss Aufgabe der 
Gesamtverwaltung sein!

Fazit

Vor dem Hintergrund der demographischen 
Veränderungen, dem sich abzeichnenden 
Fachkräftemangel, der Einführung der 
neuen Software P&I (ePers), der enormen 
Einsparverpflichtungen und den damit ein-
hergehenden organisatorischen Verände-
rungen in der Verwaltung werden wir ge-
meinsam an den Inhalten und Formen der 
Ausschreibungstexte arbeiten müssen. Die-
ser Workshop sollte ein Auftakt dazu sein, 
sich diese Entwicklung bewusst zu machen 
und gemeinsam in diesen Prozess einzu-
steigen.

Die Diskussion dazu war lebhaft und of-
fen auf beiden Seiten. Wir bedanken uns 
bei den Teilnehmenden für die offenen und 
kritischen Anmerkungen und für die Bereit-
schaft, sich auf die neuen Überlegungen 
einzulassen.
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Größenordnung der Qualifizierungsof-
fensive
Ursprünglich war die Qualifizierungsoffen-
sive nur bis Ende 2010 geplant; bis dahin 
waren rd. 25.000 Teilnahmen zu verzeich-
nen. Nachlaufend fanden in 2011 weitere 
Umstiegsseminare Office 2010 mit rd. 2.000 
Teilnahmen statt, da einzelne Behörden aus 
technischen Gründen den Versionswechsel 
nicht eher vollziehen konnten. Das heißt 
statistisch gesehen, hat jede Mitarbeiterin 
oder jeder Mitarbeiter der hamburgischen 
Verwaltung mit einem Basis-PC Arbeitsplatz 
an einem Seminar der Qualifizierungsoffen-
sive teilgenommen.

Im Vergleich zu den Jahren vor der Qualifi-
zierungsoffensive (2006 und 2007) ist eine 
enorme Steigerungsrate der Teilnehmenden 
von rd. 520 % zu verzeichnen. Diese hohe 
Zahl führt das ZAF einerseits auf die vor-
laufenden und begleitenden Aktivitäten des 
ZAF zurück. Andererseits spielt die zentrale 
Finanzierung durch die Finanzbehörde eine 
sehr wichtige Rolle. Während der Laufzeit 

der Qualifizierungsoffensive mussten die 
Behörden und Ämter keinen Fortbildungs-
antrag für ein Grundlagenseminar aus Kos-
tengründen ablehnen und zum dritten hat 
der FHH-weite Umstieg auf die nächste 
Office Version wesentlich zu dieser extrem 

hohen Steigerungsrate beigetragen. 
Evaluation der Qualifizierungsoffensive
Um den Lernerfolg der gesamten Maßnah-
me zu überprüfen, startete das ZAF im Mai 
2010 über einen Zeitraum von gut einem 
Jahr eine begleitende Evaluation. Die (in der 
Marktforschung tätige) Firma LineQuest hat 
die Evaluation professionell begleitet. Die 
Vorgehensweise zur Erhebung der Daten 
ist vollständig neu entwickelt und mit dem 
Hamburgischen Beauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit (HmbBfDI) 
und den Spitzenorganisationen abgestimmt 
worden.

Für eine repräsentative Auswahl von Ver-
anstaltungen (10-Finger-Schreiben, Word 
Grundlagen und Vertiefung, Excel Grund-
lagen und Vertiefung, Outlook Grundlagen, 
Vertiefung und Kalenderführung) führte das 
ZAF verschiedene Online-Übungsaufgaben 
als auch zweifache Befragungen der Teil-
nehmenden durch. 

Das „Evaluationsdesign“ sah folglich so aus:

Auf freiwilliger Basis und anonym beteilig-
ten sich rund 1.100 Teilnehmende an die-
ser Evaluation. Die Rückläufe waren damit 
repräsentativ und zeugen von einer hohen 
Akzeptanz.



51

blickpunkt personal 1/2012 7. Personalforum am 3.11.2011

Mit der Durchführung der Evaluierung ver-
folgte das ZAF folgende Ziele:

 ► Überprüfung der Qualität der Veranstal-
tungen - Rückschlüsse für die Weiterent-
wicklung der IT-Fortbildung

 ► Überprüfung, ob die FHH von einem 
Produktivitätsgewinn profitiert 

 ► Überprüfung der Wirksamkeit nach Be-
endigung des Seminars

Zusammenfassung der Evaluationser-
gebnisse bezogen auf diese Ziele

 ► Überprüfung der Qualität der Veran-
staltungen - Rückschlüsse für die Wei-
terentwicklung der IT-Fortbildung
Der unmittelbare Lernerfolg kann als sehr 
gut bezeichnet werden. Die Seminare an 
sich weisen kaum weitere Ansätze zur Op-
timierung auf. Mit steigendem Vorwissen 
(Vertiefungs-Seminare) steigen die Ansprü-
che.

 ► Überprüfung, ob die FHH von einem 
Produktivitätsgewinn profitiert 
Mit der Evaluierung sollte überprüft werden, 
ob der ursprünglich angenommene, rechne-
rische Produktivitätsgewinn der Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtung bestätigt werden kann. 
Sowohl die objektive Zeitmessung während 
der Veranstaltung als auch die subjektive 
Einschätzung der Teilnehmenden hinsicht-
lich einer Zeitersparnis im Arbeitsalltag zei-
gen einen Produktivitätsgewinn auf. Vor- 
handene Fertigkeiten konnten vertieft wer-
den, vieles ist im Alltag anwendbar. Die 
Kompetenzen im Umgang mit PC und An-
wendungen sind gestiegen, ebenso die  
Sicherheit im Umgang mit IT im Allgemeinen. 
Dieses wird voraussichtlich auch zu weniger 
„Hilferufen“ führen. Eine dauerhafte Zeiter-
sparnis ist unter anderem davon abhängig, 
welche der gelernten Funktionen tatsächlich 
im Arbeitsalltag zum Einsatz kommen und 
ob die Rahmenbedingungen, das Gelernte 
im Arbeitsalltag einzuüben, gegeben sind.

 ► Überprüfung der Wirksamkeit nach 
Beendigung des Seminars
Die Unterstützung des Gelernten beim 
Transfer in den beruflichen Alltag könnte 
verbessert werden. Einige Teilnehmende 
wünschen sich „mehr Eingehen“ auf spe-
zielle Alltagssituationen. Der Wunsch nach 
mehr Freiraum (Zeit) im Alltag, um das Er-
lernte zu üben, wird häufiger genannt. Die 
Rückmeldungen der Teilnehmenden lassen 
darüber hinaus Rückschlüsse auf vielfältige 
stattgefundene Veränderungen, unter an-
derem die Erhöhung der Selbstlernkompe-
tenz zu. So benennen zum Beispiel etliche 
Teilnehmende als wichtige Veränderungen 
im Arbeitsalltag „bin sicherer in der Anwen-
dung, vertrauter, schneller, mutiger, effek-
tiver, kann Tipps geben“ und Ähnliches. 
Nicht zu gering zu bewerten sind auch 
Aussagen, dass die Arbeit mit der Office-
Anwendung auch „Spaß bereiten“ kann und 
dass es seit der Fortbildung „entspannter im 
Umgang mit IT zugeht“.

Fazit - Perspektiven
Aufgrund dieser Ergebnisse wertet das ZAF 
die Qualifizierungsoffensive als Erfolg. Es 
wird nun für die Beschäftigten darum gehen, 
den erreichten Stand der IT-Kenntnisse zu 
halten und wo notwendig, darauf aufbau-
end weiter zu entwickeln. Nur so können 
neue Herausforderungen im Umgang mit 
der Informationstechnologie bewältigt wer-
den. Dies setzt voraus, dass die Behörden 
und Ämter darauf achten, bei den Beschäf-
tigten bisher nicht gedeckte Fortbildungs-
bedarfe kontinuierlich über Entsendung zu 
Standardseminaren aufzufangen. Darüber 
hinaus werden E-Learning Angebote in der 
IT-Fortbildung kurz- bis mittelfristig einen zu-
nehmend wichtigeren Stellenwert erhalten. 
Das ZAF arbeitet bereits daran, Standards 
zu entwickeln sowie entsprechende Ange-
bote zu konzipieren und allen Beschäftigten 
in angemessener Weise zur Verfügung zu 
stellen. 
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Ausblick
Die nächste Ausgabe des blickpunkt per-
sonal wird die Zusammenfassung des 
Personalberichts 2012 sein. Für die dar-
auffolgende Ausgabe steht das Schwer-
punktthema noch nicht fest. 

Ab Mitte August 2012 werden wir Sie im In-
tranet/Internet darüber informieren.

Bis dahin! Ihr Redaktionsteam.

Ausblick
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Anmerkung zur Verteilung:

Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit des Senats der Freien und Hansestadt Hamburg herausgegeben. Sie 
darf weder von Parteien noch von Wahlbewerbern oder Wahlhelfern während eines Wahlkampfes zur Wahlwerbung verwendet 
werden. Dies gilt für Bürgerschafts- und Bundestagswahlen sowie für Wahlen zur Bezirksversammlung. Mißbräuchlich ist insbeson-
dere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informationsständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben 
parteipolitischer Informationen oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zweck der Wahlwerbung.

Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die Druckschrift nicht in einer Weise verwendet werden, die als 
Parteinahme der Landesregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen verstanden werden könnte.

Die genannten Beschränkungen gelten unabhängig davon, wann, auf welchem Weg und in welcher Anzahl diese Druckschrift 
dem Empfänger zugegangen ist.

Den Parteien ist es jedoch gestattet, die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder zu verwenden.
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